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Vorwort. 
 
Der Unterzeichner ist seit vielen Jahren durch den Landtagspräsidenten zu zahlreichen 

Stellungnahmen zu Themen rund um Windanlagenplanungen pp. gebeten worden. Da diese 

Themen durch den vorliegenden Gesetzestext erneut berührt werden hat sich der 

Unterzeichner bereit erklärt allein aus sachlichen Gründen und im Lichte aktueller politischer 

wir rechtlicher Entwicklungen die nachfolgende Stellungnahme vorzulegen. 

 
 
Zusammenfassung 
 
Die sich an den Gesetzen orientierende und diese interpretierende Rechtsprechung 

erscheint nicht immer konsistent, was auch die Planung im Lichte diverser Entscheidungen 

nicht einfach macht. Erschwerend kommen hinzu die höchst widersprüchlichen 

Entwicklungen des durch EE hochlaufenden Strommarktes. Der CO2-Fussabdruck der EE-

Anlagen wächst überproportional und damit nicht im Sinne des Gesetzgebers. Je mehr 

Windanlagen, Netze, Erdkabel und Batterien errichtet werden, desto höher wird der CO2-

Fussabdruck dieses Stroms und entfernen wir uns in beunruhigender Weise den normierten 

Klimazielen. 

Siehe 

https://www.researchgate.net/publication/351712079_The_Mining_of_Minerals_and_t

he_Limits_to_Growth 

 

 

Die gesetzlichen Feststellungen des § 2 EEG entwickeln sich in der Praxis diametral 

entgegengesetzt. Das kann nicht ohne Folgen bleiben. Die Ineffizienz des hierdurch 

entstandenen Systems steigt kontinuierlich und war so nicht Ziel des Gesetzes. Die 

steigenden Systemkosten zum Nachteil aller Stromkunden und einer parallelen 

Deindustrialisierung gefährdet überproportional die Steuereinnahmesituation und Stabilität 

der betroffenen Gemeinden. Im Lichte eines höchst verschuldeten Bundeslandes NRW muss 

aus grundgesetzlichen Gründen (Art 28 GG pp) eine – zumindest überproportional - 

betroffene Gemeinde frühzeitig zur Sicherung ihrer finanziellen Unabhängigkeit 

gegensteuern dürfen. § 36 Abs. 3 LPlanG ist beizubehalten.  

Die Rechtsprechung des OVG NRW ist im Lichte einer ganzheitlichen Berücksichtigung aller 

Faktoren von Anbeginn der Produktionskette von Windanlagen bis zu deren Entsorgung  nur 

eingeschränkt  belastbar. Das wird im Weiteren ausgeführt. 

 
 
Sodann darf darauf hingewiesen werden, dass 2023 bis Ende 2024 etwa 1000 
Windanlagen genehmigt sind und weitere 1500 Anlagen beantragt. Die Tendenz liegt 
bei etwa 7 MW-Anlagen (derzeit bis zu 7,8 MW)  mit bis 290m Gesamthöhe. 
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Diese Anlageklasse produziert in halbwegs windstarken Standorten 20 Mill kWh. Die 

Vergütung liegt derzeit bei etwa 9 bis 10 CentkWh (7,35 CentkWh plus Regionalzuschläge  

pp gem § 36h EEG). Gemäß den Meldungen gewgenüber den Genehmigungsbehörden 

liegen die Anlagenkosten bei unter 1 MioEuro/MW. Zzgl. sonstiger Kosten kann von etwa 7 

Mill Euro für eine Anlage mit 7 MW ausgegangen werden. In 20 Jahren bekommt eine solche 

einzelne Anlage bei Kosten von etwa 7 Mio Euro (Unterhalt, Zins und Pacht liegt weitgehend 

im unternehmerischen Freiraum, des Projektierers) also bis zu 40 Mio Euro EEG-

Subventionen. 

 

Bei 1000 Anlagen sind das 40  Mrd Euro in 20 Jahren. Hinzu kommen ähnliche hohe 

Netzkosten incl. Redispatch usw. , also 80 Mrd Euro. Sollten alle 2500 Windanlagen den 

aktuellen EEG-Höchstsatz usw durch die BNetzA zugesprochen bekommen, wären das nur 

für diese Anlagen in NRW 100 Mrd Euro zzgl. 100 Mrd Netzentgelte incl. Redispatch usw. in 

20 Jahren. Ob und in welcher Höhe dieser Strom an der EEX Geld wert ist und die EEG-

Kosten verringert, ist derzeit offen und dürfte im Lichte der Fakten, dass zu windigen Zeiten 

immer mehr Windanlagen Windstrom produzieren und den Strompreis in diesen Zeiten 

gegen Null tendieren lässt,  faktisch gegen Null tendieren. Umgekehrt wird der Strom in 

Zeiten wo kein Wind herrscht und keine Sonne dann scheint extrem teuer. Keine Antwort 

wird bisher, wie auch in diesem Entwurf, gegeben wer diese Kosten bezahlen soll  Als 

spiegelbildliche Folge schwindender Perspektiven für die Wirtschaft durch steigende, 

jedenfalls nicht mehr sinkende Energie-/Strompreise schließen immer mehr Unternehmen in 

NRW und streichen Arbeitsplätze, wenn sie nicht zuvor Insolvenz haben anmelden müssen. 

Auch insoweit geht der Gesetzentwurf in die falsche Richtung. 

 
Da jede diese Anlagen heute und in Zukunft eher 7MW und mehr an Leistung zur Verfügung 

stellen wird, stellt sich die Frage, ob und wie diese Mengen an Strom im Falle starker Winde 

netztechnisch überhaupt nutzbringend abgeführt werden können, um in Deutschland 

„elektrische Arbeit“ leisten zu können. Es gibt nach wie vor keine Koordination zwischen 

Netzzubau und Zubau von Windanlagen. Es verwundert, dass es dazu keinerlei 

Anstrengungen gibt. Zu all dem und vielem mehr schweigt der 22. Senat in besagter 

Entscheidung, die die Fraktionen Anlass zu diesem Gesetzgebungsvorschlag gab. Eine 

wirtschaftliche Abwägung ist aber in gleicher Weise zwingend wie der Blick auf Landes- oder 

Bundesgesetze. Die hierzu vom 11. Senat gesetzten Massstäbe fehlen, sind aber 

Abwägungskriterium der Regionalpläne wie des LEP. Im Falle einer Klage werden diese 

Punkte wieder relevant. Deshalb greift der Gesetzesvorschlag auch hier zu kurz. 
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Die aktuelle Rechtsprechung zur Regional- und Flächenplanung 
 
Nachfolgend soll ein Überblick auf die derzeit nach Einschätzung des Unterzeichners 

relevante Rechtsprechung gegeben werden: 

 

Die Planung und Bewertung der Flächen in den Regionalplanungen wie des LEP NRW hat 

im Lichte des aktuellen Urteils des OVG NRW vom 21.03.2024 (Az.: 11 D 133/20.NE) zu 

erfolgen..  

Das Urteil ist rechtskräftig und damit allgemeinverbindlich. 

 

https://landesplanung.nrw.de/ovg-urteil-zur-1-aenderung-des-

landesentwicklungsplans-nrw 

 

Die Folge. Alle privaten und öffentlichen Interessen sind umfassend zu erörtern und 

gegeneinander abzuwägen. Politische Koalitionsvereinbarungen haben außen vor zu 

bleiben. 

 

Sodann ist eine möglichst bestandskräftige Planung im Spiegel der zwei hierzu relevanten 

wie aktuellen Gerichtsentscheidungen des 22. Senats des OVG NRW zu finden. Wobei 

darauf hinzuweisen ist, dass aufgrund der dynamischen Veränderungen der Gesetzeslagen 

wie der parallelen Rechtsprechung und insbesondere der faktischen Seite des Zubaus mit 

Wind- und Soklaranlagen derzeit keine vollständig rechtssichere Planung möglich erscheint. 

 

Einmal das Urteil in Sachen F-Planung der Stadt Paderborn Aktenzeichen: 22 D 47/23.AK 

vom 02.07.24, siehe nachfolgende Pressemitteilung 

 
Die 146. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt Paderborn zur Darstellung 
von Vorrangflächen für die Nutzung der Windenergie ist nicht zu beanstanden. Das 
hat das Oberverwaltungsgericht in einem dagegen gerichteten 
Normenkontrollverfahren entschieden. 
 
Die im Jahr 2021 beschlossene 146. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt 
Paderborn stellt insgesamt neun Vorrangzonen für die Windenergie mit einer 
Gesamtfläche von rund 648 ha dar. Sie soll zugleich bezwecken, dass die Errichtung 
von Windenergieanlagen außerhalb der dargestellten Konzentrationszonen 
grundsätzlich nicht zulässig ist. Hiergegen wandte sich die Antragstellerin, die im 
Stadtteil Wewer in einem Bereich, den die Stadt Paderborn letztlich nach einer 
Einzelfallprüfung nicht als Vorrangzone dargestellt hat, mehrere Windenergieanlagen 
errichten möchte.  
 
Der Antrag hatte keinen Erfolg. Zur Begründung hat der Vorsitzende des 22. Senats 
im Wesentlichen ausgeführt: Bei ihrer Konzentrationszonenplanung sind der Stadt 
Paderborn keine beachtlichen Abwägungsfehler unterlaufen. Dies gilt insbesondere 
für den Umgang mit Flächen, die zum maßgeblichen Zeitpunkt der Beschlussfassung 
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(16. Dezember 2021) noch innerhalb des - zwischenzeitlich abgeschafften - 
landesrechtlichen Mindestabstands lagen und für die Einordnung von militärisch 
genutzten Flächen (Truppenübungsplatz Senne und Standortübungsplatz „Auf der 
Lieth“) als sogenannte harte Tabuzonen (= Errichtung und Betrieb von 
Windenergieanlagen aus tatsächlichen und/oder rechtlichen Gründen schlechthin 
ausgeschlossen).  Die Berücksichtigung eines planerischen Vorsorgeabstands von 
1.000 m zu reinen und allgemeinen Wohngebieten (gerechnet ab Rotorblattspitze) ist 
ebenfalls nicht zu beanstanden. Die Stadt durfte auch (Natur-)Schutzgebiete sowie 
Laub- und Laubmischwaldflächen auf der Ebene der sogenannten weichen 
Tabuzonen (= nach den Vorstellungen der Gemeinde sollen in diesen Zonen 
Windenergieanlagen im gesamten Gemeindegebiet nicht aufgestellt werden, obwohl 
dies grundsätzlich tatsächlich und rechtlich möglich wäre) ausschließen. In diesem 
Rahmen durfte sie auch Bestandsschutzinteressen von Betreibern bestehender 
Anlagen differenziert berücksichtigen. Ebenfalls keinen Abwägungsfehler begründet 
die einzelfallbezogene Vorgehensweise der Stadt Paderborn, Flächen aus Gründen 
des vorsorgenden Artenschutzes nicht für die Windenergie zur Verfügung zu stellen, 
namentlich im „Wewer´schen Wald“ zum Schutz des Rot- und Schwarzmilans sowie 
der Waldschnepfe und am „Knipsberg“ zum Schutz des zum damaligen Zeitpunkt in 
diesem Bereich brütenden Schwarzstorchs, des Rotmilans und des Uhus. Einen 
Verstoß der Konzentrationszonenplanung der Stadt Paderborn gegen das Gebot, der 
Windenergie substanziell Raum zu verschaffen, konnte der Senat ebenfalls nicht 
feststellen. Die vorgesehenen Konzentrationszonen machen - nach den nicht zu 
beanstandenden planerischen Annahmen - gut 16 % der Fläche aus, die für die 
Windenergiezone grundsätzlich zur Verfügung steht. Das ist insoweit jedenfalls als 
ausreichend anzusehen. 
Das Oberverwaltungsgericht hat die Revision nicht zugelassen. Hiergegen kann die 
Antragstellerin Nichtzulassungsbeschwerde erheben, über die das Bundesverwal-
tungsgericht entscheidet. 

 
Sodann das Urteil in Sachen F-Planung von Bad Berleburg Aktenzeichen: 22 D 48/24.NE 
vom 27.09.24, siehe nachfolgende Pressemitteilung 
 

Der Teilflächennutzungsplan „Windenergie“ der Stadt Bad Berleburg ist unwirksam, 
soweit damit die Errichtung von Windenergieanlagen außerhalb von 
Konzentrationszonen ausgeschlossen werden soll. Das hat das 
Oberverwaltungsgericht in einem Normenkontrollverfahren entschieden und damit 
seine vorläufige Einschätzung im zugehörigen Eilverfahren (Beschluss vom 
17.06.2024, Az.: 22 B 286/24.NE) bestätigt. 
 
Der Anfang 2024 bekanntgemachte Teilflächennutzungsplan „Windenergie“ stellt 
insgesamt zwölf Vorrangzonen für die Windenergie mit einer Gesamtfläche von etwa 
2.175 ha dar. Er soll zugleich bezwecken, dass die Errichtung von 
Windenergieanlagen außerhalb der dargestellten Konzentrationszonen grundsätzlich 
nicht zulässig ist. Hiergegen wandten sich die Antragsteller, die in einem Bereich, den 
die Stadt Bad Berleburg nicht als Konzentrationszone ausgewiesen hat, eine 
Windenergieanlage errichten möchten. Der Normenkontrollantrag hatte beim 
erstinstanzlich zuständigen Oberverwaltungsgericht Erfolg. 
 
In der mündlichen Urteilsbegründung hat der Vorsitzende des 22. Senats im 
Wesentlichen ausgeführt: Bei ihrer Konzentrationszonenplanung sind der Stadt Bad 
Berleburg mehrere Abwägungsfehler unterlaufen. Sie hat ihre Planung schon nicht 
unter Beachtung eines schlüssigen Gesamtkonzepts erarbeitet. Dies betrifft 
insbesondere die Einordnung der Laubwaldbestände mit einer Größe unter 4 ha 
sowie die Darstellung von Tabubereichen innerhalb der Konzentrationszonen. Zudem 
hat sie, als sie einen einheitlichen Vorsorgeabstand aus Gründen des Lärmschutzes 
festgesetzt hat, nicht hinreichend zwischen den unterschiedlichen Schutzansprüchen 
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der verschiedenen Baugebietstypen differenziert. Die Anwendung des Kriteriums der 
Verhinderung einer Umzingelung von einzelnen Ortslagen erweist sich in ihrer 
konkreten Ausgestaltung ebenfalls als fehlerhaft. Sie ist so nicht nachvollziehbar 
abgewogen. Angesichts der festgestellten Abwägungsfehler kommt es auch nicht 
entscheidend darauf an, dass die Stadt nach eigener Auffassung mit ihrer Planung 
genügend Raum für die Windenergie zur Verfügung gestellt hat. 
 
Das Oberverwaltungsgericht hat die Revision nicht zugelassen. Dagegen kann die 
Stadt Bad Berleburg Beschwerde zum Bundesverwaltungsgericht einlegen. 
 

Zudem sei verwiesen auf die Eilentscheidung des 22. Senats Az: 22 B 727/24.AK vom 
26.09.24 zu im Einzelfall ausgeschlossene Rückstellungsoptionen gem. § 36 Abs. 3 LPlanG, 
PM vom 26.09.24  
 

Die auf einer Anweisung der Bezirksregierung Arnsberg beruhende Aussetzung eines 
Genehmigungsverfahrens für eine Windenergieanlage durch den Kreis Soest ist aller 
Voraussicht nach (offensichtlich) rechtswidrig. Das hat das Oberverwaltungsgericht 
heute entschieden und damit einem Eilantrag der Betreiberin stattgegeben. 
Die Betreiberin beantragte im September 2023 beim Kreis Soest die Erteilung einer 
immissionsschutzrechtlichen Genehmigung für eine Windenergieanlage in Werl. Die 
Bezirksregierung Arnsberg erhob zunächst keine raumordnungsrechtlichen Bedenken 
gegen dieses Vorhaben. Der Standort liegt außerhalb eines der im Regionalplan-
entwurf für die Stadt Werl vorgesehenen Windenergiebereiche, in denen Windener-
gieanlagen zukünftig privilegiert zulässig sein sollen. Nach erneuter Beteiligung wies 
die Bezirksregierung Arnsberg den Kreis Soest auf der Grundlage einer seit dem 
12.06.2024 geltenden Vorschrift im Landesplanungsgesetz (§ 36 Abs.3 LPlG NRW) 
an, das Genehmigungsverfahren für ein Jahr auszusetzen. Es sei zu befürchten, 
dass das laufende Regionalplanverfahren durch das Vorhaben der Antragstellerin 
unmöglich gemacht oder wesentlich erschwert werde. Entsprechend dieser 
Anweisung setzte der Kreis Soest das Genehmigungsverfahren bis zum 10.07.2025 
aus und ordnete die sofortige Vollziehung dieser Entscheidung an. Der dagegen 
gerichtete Eilantrag hatte beim erstinstanzlich zuständigen Oberverwaltungsgericht 
Erfolg. 
 
Zur Begründung hat der 22. Senat im Wesentlichen ausgeführt: Die Aussetzung 
des Genehmigungsverfahrens erweist sich nach der Prüfung im Eilverfahren als 
(offensichtlich) rechtswidrig. Dabei spricht schon grundsätzlich Überwiegendes dafür, 
dass die landesrechtliche Aussetzungsvorschrift gegen eine Vorschrift des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes verstößt und daher nach der Kollisionsregel 
des Art. 31 GG („Bundesrecht bricht Landesrecht“) nichtig sein dürfte. Diese Frage 
bedurfte im Eilverfahren und mangels Entscheidungserheblichkeit allerdings keiner 
abschließenden Feststellung. Denn in der hier allein zu entscheidenden Fall-
konstellation liegen zumindest die Voraussetzungen für die Aussetzung offenkundig 
nicht vor. Dies gilt jedenfalls deshalb, weil die Durchführung des Regionalplan-
verfahrens nach dem konkret verfolgten Planungskonzept des Regionalrats Arnsberg 
durch die zur Genehmigung gestellte Einzelanlage nicht wesentlich erschwert oder 
gar unmöglich gemacht wird. Ein solcher Fall wird in der Regionalplanung vielmehr 
überhaupt nicht betrachtet. Selbst wenn man aber von einer wesentlichen 
Erschwerung ausginge, erwiese sich die konkrete Aussetzungsentscheidung als 
offensichtlich ermessensfehlerhaft. Die von der Bezirksregierung Arnsberg angestell-
ten Erwägungen sind offenkundig unzureichend, insbesondere hat sie zahlreiche im 
vorliegenden Einzelfall gegen eine Anweisung sprechenden Gesichtspunkte nicht 
gewürdigt. 
 
Der Beschluss ist unanfechtbar. 
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Beim Oberverwaltungsgericht sind aktuell noch weitere 17 Eilverfahren anhängig, die 
auf die landesrechtliche Aussetzungsvorschrift gestützte Anweisungen der Bezirks-
regierungen Arnsberg (16) bzw. Detmold (1) zum Gegenstand haben. Diese betreffen 
rund 50 Windenergieanlagen. 
 
Weitere Hinweise: 
 
§ 36 Abs.3 LPlG NRW 
Die Bezirksregierungen können die Genehmigungsbehörde im Einzelfall anweisen, 
die Entscheidung über die Zulässigkeit von Vorhaben der Windenergie im Sinne des 
§ 35 Absatz 1 Nr. 5 des Baugesetzbuchs auszusetzen, wenn sich ein Raumord-
nungsplan in Aufstellung befindet oder geändert wird, um den Flächenbeitragswert im 
Sinne des § 3 Absatz 1 Windenergieflächenbedarfsgesetzes oder eines daraus 
abgeleiteten Teilflächenziels zu erreichen, und zu befürchten ist, dass die Durch-
führung der Planung durch das Vorhaben unmöglich gemacht oder wesentlich 
erschwert werden würde. Die Anweisung der Bezirksregierung nach Satz 1 ist bei 
Vorhaben, die zum 12. Juni 2024 bereits beantragt waren, ein Jahr nach Eingang der 
vollständigen Genehmigungsunterlagen bei der Genehmigungsbehörde zulässig. 
Dies gilt nicht, wenn bis zum 2. Juni 2023 vollständige Genehmigungsunterlagen bei 
der Genehmigungsbehörde vorlagen. Für nach dem 12. Juni 2024 beantragte 
Vorhaben ist die Anweisung der Bezirksregierung innerhalb von sechs Monaten 
zulässig, nachdem die Bezirksregierung von dem Vorhaben in einem Verwaltungs-
verfahren förmlich Kenntnis erhalten hat. Die Entscheidung über die Zulässigkeit von 
Vorhaben kann für ein Jahr, bei Vorliegen besonderer Umstände höchstens um ein 
weiteres Jahr, längstens bis zum 31. Dezember 2025 ausgesetzt werden. Die Befug-
nis zur Aussetzung gilt nicht für Repowering-Vorhaben im Sinne des § 16b Absatz 1 
und 2 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), das zuletzt durch Artikel 11 des 
Gesetzes vom 26. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 202) geändert worden ist. 

 
Sowie das Urteil vom 06.09.24 - 22 D 106/23.AK gegen den NABU, insoweit 

Windenergieanlagen im Arnsberger Wald - im zu entscheidenden Fall – trotz eines 

Schwarzstorchvorkommens wegen artenschutzrelevanter Auflagen zulässig seien 

 

Schließlich erfolgt eine ausführliche Darstellung unter Bezugnahme auf das Urteil des OVG 

Berlin das nach hiesiger Auffassung von erheblicher Relevanz ist. Das OVG Berlin Urteil 

vom 23.07.24 - 11 A 16.20 - PM 29/24 vom 23.07.24 

 
In der Pressemitteilug heißt es dazu zusammengefasst: 
 

Ausgehend von Prognosefehlern, weil teilweise nicht die aktuellsten Daten eingestellt und 
Veränderungen in der Planung der Maßnahmen nicht berücksichtigt wurden, ist die 
Bundesregierung zu einer entsprechenden Änderung des Luftreinhalteprogramms verpflichtet. 
Dabei hat sie darauf zu achten, dass die Maßnahmen geeignet sind, die in der NEC-Richtlinie 
festgelegten Reduktionspflichten der Bundesrepublik Deutschland einzuhalten. 

 
 
Sodann wird auf das Urteil des BVerfG vom 28.22.24 verwiesen 

 
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2024/
bvg24-102.html 
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Erfolglose Verfassungsbeschwerden von Betreibern von Erneuerbare Energien-
Anlagen gegen die Abschöpfung der im Zuge des Ukraine-Krieges entstandenen 
„Überschusserlöse“ 

Urteil vom 28. November 2024 - 1 BvR 460/23, 1 BvR 611/23 

Das BVerfG hat am 28.11.24 eindeutig auf das eklatante Missverhältnis der extrem hohen 

Gewinne durch Subventionen zugunsten der Projektierer (und mittelbar der Verpächter) 

einerseits und der dies spiegelbildlich mit hohen Lasten zwangsfinanzierenden Stromkunden 

und der Anwohner andererseits hingewiesen und dass ein Ausgleich grundgesetzlich 

geboten sei.  

 

Es sei daran erinnert, dass das Urteil sich noch mit den wesentlich niedrigeren EEG-

Garantiezahlungen für die Projektierer vor dem 27.12.22 befasste. Die darüber hinaus 

gehenden „Übergewinne“, unter Einbezug und Berücksichtigung einer Stufung, waren 

Grundlage des kritischen Urteils des BVerfG. Durch die Erhöhung der EEG-Vergütung wind-

onshore seit dem 27.12.22 liegt eine extrem hohe ausschließlich mit öffentlichen Mitteln 

(KTF-Fonds, der das EEG finanziert und selbst aus den CO2-Steuern gespeist wird) 

unverhältnismäßige Übergewinnsituation vor, die mit den Voraussetzungen des BVerfG 

vergleichbar erscheint.  

Das wird in den extremen Pachtangeboten und –zahlungen der Projektierer von bis 500.000 

Euro pro Anlagen pro Jahr (siehe Bericht in der taz vom 14.10.24) an die 

Grundstückseigentümer überdeutlich.  

 

Deshalb ist eine finanzielle Ausgleichsregelung zugunsten der Stromkunden im Allgemeinen 

bzw. der Anwohner bei unter 1000m Abstand zwischen Wohnhaus und den Spitzen der 

Rotoren  im Besonderen zu finden. 

Dies alles hätte sich die Landesregierung ersparen können, wenn sie den 1000m 

Mindestabstand beibehalten hätte.  

 

Es ist auch nicht mit dem Art 3 GG Gleichbehandlungsgebot vereinbar, dass Projektierer pro 

Anlage in 20 Jahren bis zu 40 Millionen Euro öffentliche EEG-Subventionen erhalten, bei 

Kosten für eine Anlage mit 7 MW von ca 7 Mill Euro,  damit und nur dadurch, dass Anwohner 

mit ihrem Wohneigentum entschädigungslos enteignet werden. 

Insoweit ist das aktuelle EEG-System offensichtlich verfassungswidrig und kann ebenfalls 

gem. § 36 Abs. 3 LPlanG jedwede Planung außerhalb der regionalen Planungsflächen für 

Windanlagen ausgesetzt werden, um verfassungswidrige die Volkswirtschaft schädigende 

Übergewinne zu unterbinden. Denn diese Garantien befördern ein Ausplündern des 
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Gemeinwohls, das im Lichte des Urteils vom 28.11.24 mit allen Mitteln unterbunden werden 

darf. Pachten, wie in den Medien berichtet offenbaren eine verfassungswidrige Regelung. 

Selbst höchster Klimaschutz kann derartige Übergewinne mit Lasten von 20 Jahren aus 

öffentlichen (Subventions-)Mitteln und insoweit zum Nachteil der finanziellen Spielräume der 

kommenden Generation nicht rechtfertigen. 

 

Es ist nicht Aufgabe des Landes oder der Regionalen Planungsbehörden Projektierern 

Flächen zu verschaffen oder zu dulden um durch die 25%ige Erhöhung des EEG-onshore 

Höchstsatzes der BNetzA vom 27.12.22 „Übererlöse“ im Sinne des BVerfG subventioniert 

zu bekommen, die zu einem zwangsweisen Vermögensaustausch vieler Bürger auf wenige 

Projektierer erfolgt. Leidtragende sind und die Kosten zahlen alle Stromkunden durch höhere 

Stromkosten in den nächsten 20 Jahren, Verluste an schließenden oder abwandernden 

Unternehmen, sinkenden Gewerbesteuern und weniger Arbeitsplätze durch höhere 

Energiekosten, verursacht durch die kostentreibenden Systemkosten des EEG kommen 

hinzu. Nicht thematisiert werden auch die Immobilienwertverluste vieler Anwohner bei unter 

1500m Abstände zu den Rotorspitzen von Windanlagen. Bei 1000m waren es vor 5 Jahren 

gem RWI vom Januar 2019 23% Wertminderung bei nur 150m hohen Windanlagen. 

Inzwischen werden diese bis knapp 300m hoch. Sind Wohnhäuser bei 300m hohen Anlagen 

in unter 1000m Abstand überhaupt noch verkäuflich? Wo bleibt da die soziale Verpflichtung 

und Vorsorge des Landes für seine Bürger. Nirgends finden sich hierzu Überlegungen oder 

gar Abwägungen. Es geht im gesamten Text des Gesetzentwurfs allein um die zu 

stabilisierenden Übergewinne der Projektierer.  

 

Wieviele Unternehmen und Arbeitsplätze hat das Land NRW und ist das Land NRW wegen 

dieser Stromhochpreispolitik noch bereit zu verlieren? 

Auch dazu findet sich keine Zeile obwohl das zwangsläufige Folge ist und vermieden werden 

sollte. 

 
 
 

 
 
Praktische Anlagentechnik und eine Systemüberforderung die weiteren 
Flächenplanungen entgegenstehen 
 
Derzeit wird erkennbar, dass die Flächenbeitragswerte bundesweit deutlich überschritten 

sind, bzw. nach neuester Rechtsprechung iVm der Leistungsexplosion der Windanlagen 

bedarf es im Endergebnis nur noch ca. 1% der Flächen, statt der bisher unterstellten 2%-

Flächen. Eine Folge ist, dass automatisch Schutzgebiete jedweder Art nicht mehr zugunsten 

der Windindustrie geöffnet werden dürfen wie auch Abstände zur Wohnbebauung von 
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1000m angemessen und ausreichend sind, ggfls. auch höhere Abstände, um die 

maßgeblichen Strommengenziele zu erreichen. 

 
Im §3 WindBG wird ausgeführt:  
 
„(2) Die Länder erfüllen die Pflicht nach Absatz 1, indem sie 1. die zur Erreichung der 
Flächenbeitragswerte notwendigen Flächen selbst in landesweiten oder regionalen 
Raumordnungsplänen ausweisen oder 2. eine Ausweisung der zur Erreichung der 
Flächenbeitragswerte notwendigen Flächen durch von ihnen abweichende regionale oder 
kommunale Planungsträger sicherstellen; dabei legt das jeweilige Land hierzu regionale oder 
kommunale Teilflächenziele fest, die in Summe den Flächenbeitragswert erreichen, und 
macht diese durch ein Landesgesetz oder als Ziele der Raumordnung verbindlich.“ 
 
Eine Verbindlichkeit kann im Hinblick auf den Fortschritt vieler Planungen weitgehend 
unterstellt werden. Zudem greift zuvor gesagtes. 
 

Aber nicht nur das 1,1% Ziel 2027, sondern sogar das 1,8% End-Ziel nach § 3 WindBG1  ist 

in der Regel bereits heute und erst recht in Zukunft übererfüllt durch die in den 

Regionalplänen ausgewiesenen Windvorrangzonen sowie die additiven 

Beschleunigungsflächen, die zahlreiche Gemeinden bereits gem. § 36 BauGB durch das 

gemeindliche Einvernehmen verbindlich gemacht haben oder dabei sind es zu tun. Viele 

Landesregierungen gehen nach eigenem Bekunden fest davon aus, sogar die 1,8% schon 

2025 zu erreichen. Man muss folglich davon ausgehen, dass mit Sicherheit der (Zwischen-

)Wert von 1,1% faktisch jetzt schon erreicht bzw. überschritten ist! 

 
Der Flächenbeitragswert ist also aus zwei Gründen bereits jetzt de facto übererfüllt: 
1. Die Flächenplanung des RP, 
2. Die von Gemeinden einvernehmlich und zur RP-Planung additiv übermittelten 
Beschleunigungsflächen gem. 245e Abs.5 BauGB 
 
Ist die Ausweisung nach dem WindBG fertiggestellt, tritt die Gemeindeöffnungsklausel 

außer Kraft.  

 

Überraschenderweise sehen sich weder die Bezirksregierungen noch die Landesregierung in 

der Lage den, aufgrund der Explosion an Anträgen wie Genehmigungen von Anlagen 

ausserhalb der Regionalplanungen  (monatlichen) Flächenbeitragswert mitzuteilen um eine 

objektive Übersicht zu bekommen. Dies ist existentiell, weil daran sowohl gesetzliche Folgen 

knüpfen wie auch Darlegungen des Beschlusses des 22. Senats. Es darf aufgrund der 

veröffentlichten Anlagenzahl die genehmigt wurden, angenommen werden, dass sämtliche 

Flächenbeitragswerte übererfüllt sind. 

 

 

                                                           
1 Gesetz zur Festlegung von Flächenbedarfen für Windenergieanlagen an Land (Windenergieflächenbedarfsgesetz - WindBG) 
§ 3 Verpflichtungen der Länder 
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Damit entfällt die Privilegierung gemäß § 35 Abs. 1 BauGB! 

 

Der erreichte Flächenbeiwert führt gem. 3 WindBG dazu, dass 245e Abs.5 BauGB2 nicht 

mehr anwendbar ist. Ist die Ausweisung nach dem WindBG fertiggestellt, tritt die 

Gemeindeöffnungsklausel außer Kraft. Das erscheint nach hiesiger Auffassung generell der 

Fall. Nach § 245e Abs. 1 S. 2 BauGB entfällt die Ausschlusswirkung aller bisherigen, 

außerhalb des WindBG erfolgten und nicht „transferierten“ Ausweisungen in Regionalplänen 

und Flächennutzungsplänen, sobald die Flächenbeitragswerte des WindBG erreicht sind.  

 

Als privilegiert i.S.d. § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB gelten dann entsprechend der ausdrücklichen 

Anordnung in § 249 Abs. 2 S. 1 BauGB nur noch Flächen innerhalb der Windenergiegebiete 

nach § 2 WindBG; die Privilegierung aller anderen Flächen entfällt, Windenergievorhaben 

sind dort dann nach § 35 Abs. 2 BauGB zu beurteilen und damit in aller Regel unzulässig.  

 

Die Träger der Regionalplanung können bereits bestehende Flächenausweisungen auf 

kommunaler Ebene mithilfe der neuen Planungsinstrumente des WindBG mithin einfach 

übersteuern.3 

 
Die Vorschrift des § 245e Absatz 5 BauGB setzt weiterhin voraus, dass die Gemeinde ein 

Gebiet zugunsten der Windenergienutzung plant, welches die Anforderungen des § 2 Nr. 

1 WindBG erfüllt.4 

 

Selbst wenn man davon ausgehen sollte, dass der Flächenbeiwert formal noch nicht erreicht 

wäre, dann gelten die Übergangsregel und die Übergangsbestimmungen. Diese definieren 

aber eine Reihe von Bedingungen, damit sie angewendet werden können.  

 

Dazu hilft ein Blick auf den parallelen maximalen PV-Zubau. 

 

Zur höchst kritischen Situation der Netze aber auch eines weiteren PV-Zubaus Siehe 

aktuell die Gutachten von Prof. C. Bauer, Universität Darmstadt 

 

                                                           
2 Infolge der Einführung des Windenergieflächenbedarfsgesetzes (WindBG) werden derzeit bundesweit zahlreiche Regionalpläne geändert 
oder neuaufgestellt. Denn bis 2027 bzw. 2032 müssen die Länder nachweisen, dass sie den im WindBG vorgesehenen Flächenbeitragswert 
erreicht haben. Für die Übergangszeit stattet § 245e Abs. 5 Baugesetzbuch (BauGB) die Gemeinden seit dem 14. Januar 2024 mit der 
Befugnis aus, selbst (zusätzliche) Windenergiegebiete auszuweisen. Was passiert, wenn sich die Planungen auf Regional- und 
Gemeindeebene zeitlich überschneiden, ist allerdings nicht vollständig geklärt. 
3 https://www.taylorwessing.com/de/insights-and-events/insights/2024/01/die-gemeindeoeffnungsklausel 
4 Im Sinne dieses Gesetzes sind 1. Windenergiegebiete: folgende Ausweisungen von Flächen für die Windenergie an Land in 
Raumordnungs- oder Bauleitplänen: a) Vorranggebiete und mit diesen vergleichbare Gebiete in Raumordnungsplänen sowie 
Sonderbauflächen, Sondergebiete und mit diesen vergleichbare Ausweisungen in Flächennutzungsplänen und Bebauungsplänen; b) für die 
Flächenbeitragswerte nach der Anlage Spalte 1 zusätzlich Eignungs- und Vorbehaltsgebiete in Raumordnungsplänen, wenn der 
Raumordnungsplan spätestens am 1. Februar 2024 wirksam geworden ist; 
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https://www.fr.de/wirtschaft/fallen-negativ-folgen-minus-solarpaket-ampel-
strompreise-solarstrom-zr-93030115.html 

und 
https://efahrer.chip.de/news/kommen-jetzt-strafen-fuer-solarbesitzer-professor-stellt-
radikale-forderung_1021956 

 

Ohne ausreichende Netze oder Speicher macht der ganze Zubau – und dies insbesondere 

beim Überschreiten der Flächenziele - keinen Sinn und rechtfertigt die Anwendung des § 36 

Abs. 3 LPlanG. Ziel und Zweck des Gesetzes (Strommengen in HöheX) sind inhärente Prüf- 

und Begründungskriterien. Weder Netze und erst recht Speicher aber sind in absehbarer Zeit 

nicht im erforderlichen Umfang verfügbar. Die derzeitige Planung von Speichern ist 

bundesweit nicht einmal ein Tropfen auf den berühmten heißen Stein. Es verstößt u.a. gegen 

§ 5 Abs. 1 Nr. 4 BImSchG Windanlagen zu genehmigen und zu errichten, ohne dass klar ist, 

ob der Strom überhaupt netztechnisch genutzt werden kann. Andernfalls wird jeden Tag auf 

diese Weise mehr Geld verbrannt zu Lasten der täglich schon an der Grenze des 

Zumutbaren belasteten Bürger. In einem hochverschuldeten Land wie NRW spricht das erst 

Recht für die Anwendung des § 36 Abs. 3 LPlanG um finanziellen Schaden vom 

Gemeinwohl und den Bürger und Arbeitsplätzen fern zu halten.  

 

Das gilt auch für die in vielen Planungen befindlichen Speicher insoweit, als diese einen 

erheblichen Rohstoffbedarf haben, der nur durch Inkaufnahme eines hohen CO2-

Fussabdrucks und vielfältige Eingriffe und Zerstörungen zum Nachteil von Menschen und 

Natur möglich ist. So wird vermeintlich „grüner“ Strom durch Windanlagen bei 

Inanspruchnahme solcher Batterien automatisch zu „grauem“ Strom, zzgl. zu den z.T. 

extrem hohen Umwandlungsverluste (siehe Prof Michaux weiter unten). Folglich steht erst 

recht solcher Batterieeinsatz dem Ziel der Regionalplanung für Windenergieanlagen 

entgegen. Denn damit werden die CO2-Ziele komplett in Frage gestellt. Batterien sind also 

keine „Brücke“. 

 
Diese Situation muss auch die Regionalplanung bei ihren Entscheidungsprozessen 
umfassend abwägen, beispielhaft OVG NRW aaO. zur weitgehenden Unwirksamkeit des 
LEP NRW vom 21.03.2024 (Az.: 11 D 133/20.NE). 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ergänzend sei nun auf folgendes aktuelle hinweisen. 
 
Das OVG Berlin Urteil vom 23.07.24 - 11 A 16.20 - PM 29/24 vom 23.07.24, hat einer 

Klage teilweise stattgegeben, wonach die Daten der Behörde zur Grundlage der Klimaziele 
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überholt waren bzw. die aktuellsten Daten nicht eingestellt waren und dies der Behörde 

anzulasten sind mit dementsprechenden Folgen  

 

Das gilt auch hier. 

Denn die Flächenplanungen der Regionalplanungsbehörden  (incl. LANUV NRW wie auch 

des BMWK usw.) beruhen auf Wind-Anlagengrößen die heute (fast) nicht mehr beantragt 

oder errichtet werden. So wurden durch das LANUV von der Bundesnetzagentur das 

Anlagenregister zu den Erneuerbaren Energien, - zwischen August 2014 und Dezember 

2018 zugrunde gelegt sowie das Marktstammdatenregister seit 01.01.2019 und geht das 

LANUV z.B. beim Flächenbedarf noch von 2 MW-Anlagen aus. Die vom LANUV zugrunde 

gelegte Berechnung der mittleren anlagenspezifischer Jahreserträge für den 

Windenergieanlagenbestand in Nordrhein-Westfalen fußen auf einer Masterarbeit von 2015, 

und diese wiederum auf noch älteren Daten 

 
https://www.energieatlas.nrw.de/site/Media/Default/Dokumente/Masterarbeit_
Bettina_Einicke.pdf 
 

für die Windanlagen angenommen wurden mit lediglich 90m Rotordurchmesser und 

Nabenhöhen zwischen 80 und 130 m (Seite 4). Für Windstärken lagen nur vor bzw. wurden 

zugrunde gelegt solche mit nur 150m Höhe (Seite 20). Darüber hinaus gibt es keine 

Betrachtungen, obwohl der in 250m bis 300m Höhe nochmals stetigere Wind und die 

höheren Windgeschwindigkeiten in der 3.Potenz exponentiell höhere Stromerträge 

verursachen. Heute sind üblich Rotordurchmesser onshore von 160m bis 180m und Anlagen 

bis knapp 300m hoch. Es ist offensichtlich, dass die damalige Master-Arbeit bzw die 

anschließende Grundlagenarbeit des LANUV das aktuelle und zukünftige Geschehen in 

keiner denkbaren Weise abbilden kann, bzw.  Fiktion und Realität völlig auseinanderlaufen. 

Insbesondere die daraus vom LANUV für die Flächenberechnung abgeleitete Extrapolation 

viel zu niedriger Werte offenbart die völlige Untauglichkeit der Grundlagen im Lichte heutiger 

und zukünftiger Entwicklung. 

 

Heute und erst recht in Zukunft sind Anlagen von 6 bis 8 MW mit 250m bis 300m Höhe 

üblich geworden. Diese erreichen aufgrund der physikalischen Besonderheiten (Siehe 

Anlage BWE), der höheren Leistung und in 250m Höhe mindestens doppelt so hohen 

Windgeschwindigkeit, wie bisher unterstellt, den mindestens 10-fachen Stromertrag 

(LEENRW PM vom 23.07.21 siehe Näheres unten). Die explosionsartige Größe heutiger 

und zukünftiger Anlagen ist im von der BNetzA geführten Marktstammdatenregister 

einzusehen. 

 



15 
 

Im Lichte dieser Zahlen und explodierender Anlagengrößen braucht es folglich weniger als 1 

% der Flächen um die Stromproduktionsziele durch EE bis 2030 in NRW zu erreichen. Das 

hängt damit zusammen, dass die 250m+- Anlagengeneration dort oben die bis zur 

dreifachen Windgeschwindigkeit nutzen kann. Damit gilt das physikalische Gesetz: 2-fache 

Windgeschwindigkeit = 8-facher Stromertrag, 3-fache Windgeschwindigkeit = 27-facher 

Stromertrag. Außerdem haben die heutigen Anlagen ca. 6 bis 8 MW installierte Leistung statt 

1 MW wie vor 20 Jahren. Das führt zu Volllaststunden von früher 1500h p.a. jetzt bis zu ca. 

3500 h p.a. mit durchschnittlich 15-fach höheren Stromerträgen. Eine einzige 6 bis 8 MW 

Anlage mit 265m Höhe kann bei idealen Verhältnissen (z.B. im Sauerland oder Paderborner 

Land oder Eifel) so viel Stromerzeugen (+/- 20 Mill kWh) wie 100 1 MW-Anlagen mit 100m 

Höhe. Dazu verweist der Unterzeichner auf seine gutachterliche Stellungnahme vom 

31.05.21 an den Landtag NRW. Diese Sicht vertritt nicht überraschend ähnlich auch der 

LEENRW vom 23.07.21,  

 
siehe https://www.lee-nrw.de/presse/mitteilungen/klimaziel-erreichbar-mit-nur-20-
prozent-mehr-windenergieanlagen/ 
 
und 
 
https://www.lee-nrw.de/data/documents/2021/07/23/573-60fa88df9ec2d.pdf 
verlinkte Studie Windguard 
 
https://www.lee-nrw.de/data/documents/2020/11/23/532-5fbb61e5e6bb2.pdf 

 
und hat sich dem Unterzeichner angeschlossen ohne ihn zu erwähnen.  

 

Diese Steigerung der Stromproduktion durch die explodierenden Anlagengrößen hat also 

sogar der LEE NRW vor zwei Jahren in einem Gutachten bestätigt, aaO. Damit darf dieser 

Fakt als unstreitig festgestellt gelten.  

 

Die Folge davon ist, dass die politischen und klimarelevanten Stromertragsziele für 

Windstrom bereits auf einer Fläche von ca. 1% des Landes erreicht werden können. 

Deshalb gehen nicht nur die aktuellen Flächenplanungen an den faktischen Realitäten 

vorbei, mit "erst Recht" den Windanlagenplanungen vor Ort entgegen stehenden Folgen, 

sondern  das hat auch enorme Folgen für die kompletten kommenden noch schneller 

steigenden Redispatchmengen, Netzaufnahmeoptionen  und Kostenfolgen für die BNetzA 

und die dafür von Ihr herangezogenen Stromendverbraucher, die schon durch die PV-Zubau 

Situation netztechnisch wie kostenseitig massiv unter Druck geraten (Gutachten Prof Bauer 

aaO). Diese signifikant kostenseitigen Folgen der EEG-Subventionen müssen aber ebenfalls 

im Blick bleiben.  
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Aufgrund dessen sind Flächen mit Abständen von unter 1000m zu Wohnhäusern fachlich 

nicht erforderlich und braucht es auch keiner Flächen in Schutzgebieten, ggfls. auch nicht in 

Waldgebieten. Die Folge ist eine höhere Akzeptanz der Bevölkerung und entspannte 

Planungen.  

 

Noch schneller noch mehr dieser Wind-Großanlagen mit ca. 20MillkWh plus X pro Anlage 

pro Jahr zu bauen und in Betrieb zu nehmen hat schon im Lichte der parallelen PV-Situation 

(aaO) in ggfls. zwei bis drei Jahren den noch schnelleren Zusammenbruch der Netze zur 

Folge. Die Redispatchkosten betrugen 2023 bereits über 3 Mrd. Euro, 

zwangsauszugleichen über die Netzentgelte als Teil des Strompreises durch alle privaten 

Stromnutzer. Diese Kosten werden in diesen und den folgenden Jahren aus obigen 

Gründen, wenn weiterhin Windanlagen ohne Netzparität errichtet und betrieben werden 

sollen, weiter steigen. Unter Umständen als Redispatchkosten insoweit, als die ÜNB hohe 

Investionen in Vorsorgemassnahmen vornehmen, zur Verhinderung von „black- oder brown-

outs“. Schäden durch einen „black-out“ können so vermieden werden, aber nur durch 

erhebliche Zusatzkosten in diese technischen Vorsorge-Maßnahmen. Es wäre abzuwägen 

was teurer ist. Doch auch dazu werden keine Zahlen veröffentlicht.  Das aber trägt nicht zur 

erforderlichen Akzeptanz durch die Bürger bei. Das Gegenteil ist der Fall, da diese Bürger all 

diese extreme Ineffizienz zwangsfinanzieren müssen, ohne dass diese darüber aufgeklärt 

werden. Das aber steht u.a.  § 5 Abs.1 Nr. 4 BImSchG entgegen, siehe Auszug 

 

(1) Genehmigungsbedürftige Anlagen sind so zu errichten und zu betreiben, dass zur Gewährleistung 

eines hohen Schutzniveaus für die Umwelt insgesamt nicht hervorgerufen werden können; 

4. Energie sparsam und effizient verwendet wird. 

 

Die sich daraus ergebenden Handlungspflichten ergeben sich aufgrund des Urteils des OVG 

Berlin sowie der Gesetzeslage selbstredend. Es können nicht die explosionsartig großen 

Windanlagen mit Strommengen in der 3.Potenz (und deshalb weder mit PV-Ausbau und 

Zielen vergleichbar, noch sind deren Zahlen aus der Vergangenheit in die Zukunft 

extrapolierbar) in eine 2%-Flächenkulisse eingeplant und die Kreise zur Genehmigung 

verpflichtet werden, wenn durch solche Großanlagen exorbitant nicht nur höhere und so 

nicht geplante Strommengen produziert werden, wenn der Wind weht, sondern wo die Netze 

diese extremen Strommengen nicht nur nicht aufnehmen können, sondern für die gar keine 

Netzplanung vorhanden ist, für die es also auch in 20 Jahre keine Netzkapazitäten geben 

wird. Insoweit war z.B. auch von Anfang an das sog „1000 Windanlagen-Programm in 5 

Jahren“ der Landesregierung in NRW zum Scheitern verurteilt, weil die Explosion bei der 

Anlagengröße wie daraus folgenden Strommengen in der 3. Potenz nicht bedacht wurden. 
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Es sei zudem darauf hingewiesen, dass diese 1000 Windanlagen in der oben beschriebenen 

Größenordnung und Stromproduktion in der 3. Potenz zu Subventionsansprüchen über 20 

Jahre in Höhe von ca. 40 Mrd. Euro führen (Herleitung aaO). Nirgends ist geregelt, wie und 

wer das bezahlen soll. Nicht einmal eine bei diesen Dimensionen absolut erforderliche 

Technikfolgenabschätzung ist erstellt worden. Sollte hierzu nicht umgehend eingegriffen 

werden wird die gesamte Planung bei einer unweigerlich kommenden Klage gegen die 

aktuellen Planungen scheitern. 

 

Fazit: 

 
Die Flächenplanungen müssen an die explodierende Leistung der heutigen und 

zukünftigen Anlagengrößen umgehend angepasst und die daraus folgenden 

Konsequenzen für die Planung schnellstmöglich berücksichtigt werden. 

 
 
 
LieferkettenG – Scope 3 - EU EntwaldungsRiLi  
 
 

 
 
Hier sind insbesondere die Scope-3 Emissionen für Windanlagen ausführlich darzustellen. 

Hierbei wiederum sind die vorgelagerte Wertschöpfung und die nachgelagerte 

Wertschöpfung zu konkretisieren. 
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Zur vorgelagerten Wertschöpfung gehören die Emissionen des Mining, also das Erschließen 

und Ausbeuten der Rohstoffe in Tagebauen, wie bei Kupfer/Kupfererz, Aluminium/Bauxit, 

Eisen/Eisenerz, Seltene Erden, Zement und Kies sowie u.a. die Gewinnung und 

Verarbeitung von Balsaholz aus dem Amazonasgebiet in Equador (ca. 50m Baumstämme 

für einen 70m-Rotor, also 150 Baumstämme für drei Rotoren) für die Innenstruktur der 

Rotorblätter, dessen Einbau bei onshore-Anlagen der Regelfall ist. Hinzu kommen die 

Emissionen bei der Verarbeitung der Rohstoffe und die Ewigkeitslasten, also z.B. etwa 8000t 

Laugen&Co pro Windanlage als Ewigkeitslasten. 

Siehe ausführlich 

https://www.researchgate.net/publication/351712079_The_Mining_of_Minerals_and_t

he_Limits_to_Growth 

 

Hierneben und zusätzlich sind im Rahmen des LieferkettenG zu betrachten die Eingriffe in 

Menschenrechte (Rechte der Indigenen), Eigentumsrechte und (anteilige) Verluste der 

Biodiversität. 

 

In Scope1&2 werden die Emissionen betrachtet die beim Bau der Windanlage beim 

jeweiligen Hersteller anfallen. Hierzu zählt ggfls. auch eine Bilanz von für eine Windanlage 

gefälltem Baumbestand sowie des Weiteren CO2 im Waldboden gebundenes CO2, dass 

nach dem Abholzen der Fläche in der Regel auch verloren geht. Gleiches gilt für die 

jeweilige Biodiversität vor Ort. Letztere können überraschend hoch sein, während die CO2-

Emissionen bei Teileproduktion in Deutschland (soweit sie nicht in China stattfindet) und der 

Zusammensetzung der Anlagenteile allgemein bekannt und im Verhältnis zu Scope-3 sehr 

gering sind. 

 

Zur nachgelagerten Wertschöpfung gehören die Emissionen/Energieaufwand der 

Entsorgung, also Beseitigung und Entsorgung des Fundaments, des Stahlturms, des SF 6, 

der Kupferleitungen und der Rotorblätter. Selbst Kupfer, Stahl und das Fundament werden 

überwiegend nicht recycelt sondern nur downgecycelt, also nicht mehr für eine neue 

Windanlage wiederverwendet. Das gilt allenfalls für die „seltenen Erden“ und Teile des 

Kupfers.  Hinsichtlich der Entsorgung und des energetischen Aufwandes der Rotorblätter 

wird auf die einschlägige Untersuchung des UBA verwiesen. 

 

Scope 1-3 usw. sind dem Betrieb einer Windanlage und ggfls. durch ihren Betrieb 

geminderten CO2-Emissionen gegenüberzustellen. Hinzu kommen die CO2- und 

Methanemissionen, die erforderlich sind, um die Versorgung in sog. Dunkelzeiten zu sichern.  

Diese haben sich Windanlagen als Systemkosten zuzurechnen.  Gleiches gilt für Batterien 
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für sog. Überschussstrom von Windanlagen, Der wird ein- und anschließend wieder ins Netz 

ausgespeist. Die Rohstoffe mit all den schon oben bei den Rohstoffen für Windanalgen 

ausgeführten Nachteilen und Folgen (bei Batterien insb. die besonders schädliche Lithium-

Gewinnung und –verarbeitung) muss sich die Windanlage ebenfalls als weitere 

Systemkosten zurechnen lassen. Solcher Windstrom erhält also einen erheblichen 

CO2/Methan und Ressourcenfussabdruck. Er ist als Ergebnis eines solch notwendigen und 

unabdingbar inhärenten Gesamtsystems weder „grün“ noch „klimaneutral“. 

 

Sodann ist nicht die Menge an produziertem Strom in kWh relevant, sondern des jeweiligen 

Wertes dieses Stroms. Für eine objektive Gesamtbetrachtung außer Betracht bleiben nicht 

produzierte, aber bezahlte Stunden (Redispatch usw.). Bei den produzierten Stunden ist 

nicht der nach dem EEG subventionierte Wert, sondern der tatsächliche Wert zugrunde zu 

legen. Denn nur diese kann überhaupt in der Lage sein im entsprechenden Netz- und 

Abnahmeumfeld in Aggregaten CO2 zu mindern.  

 

Gemäß Bericht vom 04.11.24 ist die EntwaldungsRiLi im Trilog uneingeschränkt 

verabschiedet worden, die rechtlich verbindliche Anwendung ist lediglich um ein Jahr 

verschoben worden. 

 
 
 
Die Bedeutung des § 2 EEG im Lichte dieser Gesamtsystembetrachtung 
 
Der 22.Senat zeiht in seiner Rechtsprechung regelmäßig den § 2 EEG als Generalschlüssel 

zu Hilfe. Das heißt fast alle Entscheidungen werden mit der Generalklausel des § 2 EEG 

begründet. Es liegt nahe das auch rein vorsorglich auch hier zu tun, um auf der Sicheren 

Seite der Rechtsprechung dieses Senats zu sein. Dem stehen aber die zuvor geschilderten 

Fakten entgegen. 

Hinzu kommt, dass z.B. die Kohlekommission im Kohleausstieg 2038 als Voraussetzung 

geregelt hat, dass die CO2-Zertifikate der Kohlekraftwerke, die endgültig geschlossen 

werden, gelöscht werden müssen. Das ist nach hiesigem Wissen bis heute nicht erfolgt. 

Soweit die CO“-Zertifikate nicht gelöscht sind hat auch der von Windanlagen produzierter 

Strom keinerlei CO2-Minderungsrelevanz. 

Das aber setzt § 2 EEG voraus, wenn man seine Begründung anschaut. 

 
Auszug aus BTDr. S 158-159 zur Gesetzes-Begründung des § 2 EEG, Unterstreichungen 
vom Autor) 
 

§ 2 Satz 1 EEG 2021 schreibt analog zum Netzausbaubeschleunigungsgesetz 
Übertragungsnetz (NABEG) und zum Gesetz zum Ausbau von Energieleitungen (EnLAG) das 
überragende öffentliche Interesse an der Nutzung von erneuerbaren Energien fest. Außerdem 
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wird festgeschrieben, dass diese Anlagen der öffentlichen Sicherheit dienen. Die Regelung 
findet auch für einzelne Windenergieanlagen Anwendung und gilt auch in Fällen der 
Eigenversorgung. 
 
Anlagen zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energien werden in der Regel von 
Unternehmen oder Privatpersonen mit einer Gewinnerzielungsabsicht errichtet und dienen 
insofern ihrem wirtschaftlichen Interesse. Da die Anlagen gleichzeitig zur Erreichung der 
energiepolitischen Ziele dieses Gesetzes sowie der Zielsetzung der Bundesregierung zum 
Klimaschutz und den Zielsetzungen der Europäischen Union im Energie- und Klimabereich 
beitragen, liegt ihre Errichtung und ihr Betrieb aber gleichzeitig in einem übergeordneten 
öffentlichen Interesse. Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat dementsprechend festgestellt, 
dass „die Förderung erneuerbarer Energiequellen, die für die Union von hoher Priorität ist, u. 
a. im Hinblick darauf gerechtfertigt [ist], dass die Nutzung dieser Energiequellen zum 
Umweltschutz und zur nachhaltigen Entwicklung beiträgt und zur Sicherheit und 
Diversifizierung der Energieversorgung beitragen und die Erreichung der Zielvorgaben des 
Kyoto-Protokolls zum Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen über Klimaänderungen 
beschleunigen kann“.16) Staatliche Behörden müssen dieses überragende öffentliche 
Interesse bei der Abwägung mit anderen Rechtsgütern berücksichtigen. Dies betrifft jede 
einzelne Anlage einschließlich dazugehöriger Nebenanlagen, insbesondere bei 
Windenergieanlagen an Land, weil hier die Ausbauziele derzeit wegen knapper Flächen nicht 
erreicht werden. Darüber hinaus dient der Ausbau der erneuerbaren Energien auch der 
öffentlichen Sicherheit. Bereits heute macht Strom aus erneuerbaren Energien rund 42 
Prozent des deutschen Stromverbrauchs aus. Bis 2030 soll dieser Anteil auf mindestens 80 
Prozent ansteigen, wie § 1 Absatz 2 Nummer 1 EEG 2023 nach Artikel 2 dieses Gesetzes vor 
schreibt. Damit werden die erneuerbaren Energien den weit überwiegenden Teil der 
Stromerzeugung abdecken. Gleichzeitig werden konventionelle Anlagen durch den Kohle- und 
Kernenergieausstieg in einem erheblichen Umfang stillgelegt. Ohne den Zubau von 
Erneuerbare-Energien-Anlagen kann die Versorgung mit Strom nicht dauerhaft gesichert 
werden. Der EuGH hat im Zusammenhang mit der Warenverkehrsfreiheit festgestellt, dass 
Energieerzeugnisse (in dem damaligen Fall Erdölerzeugnisse) wegen ihrer außerordentlichen 
Bedeutung als Energiequelle in der modernen Wirtschaft wesentlich sind für die Existenz eines 
Staates, da nicht nur das Funktionieren seiner Wirtschaft, sondern vor allem auch das seiner 
Einrichtungen und seiner wichtigen öffentlichen Dienste und selbst das Überleben seiner 
Bevölkerung von ihnen abhängen. Eine Versorgungsunterbrechung und die sich daraus für die 
Existenz eines Staates ergebenden Gefahren können somit seine öffentliche Sicherheit schwer 
beeinträchtigen.17) Diese Erwägungen sind auf die Stromversorgung insgesamt übertragbar. 
Strom ist für das Funktionieren der öffentlichen Verwaltung, des Gesundheitssystems und 
Versorgung der Bevölkerung sowie für jegliche moderne Kommunikation zwingend 
erforderlich. Auch die Europäische Kommission hat festgestellt, dass Windparks im Interesse 
der Volksgesundheit oder öffentlichen Sicherheit stehen und deshalb Ausnahmen vom 
Artenschutz möglich sind.18) Die Definition der erneuerbaren Energien als im überragenden 
öffentlichen Interesse und der öffentlichen Sicherheit dienend muss im Fall einer Abwägung 
dazu führen, dass das besonders hohe Gewicht der erneuerbaren Energien berücksichtigt 
werden muss. Die erneuerbaren Energien müssen daher nach § 2 Satz 2 EEG 2021 bis zum 
Erreichen der Treibhausgasneutralität als vorrangiger Belang in die Schutzgüterabwägung 
eingebracht werden. Konkret sollen die erneuerbaren Energien damit im Rahmen von 
Abwägungsentscheidungen u. a. gegenüber seismologischen Stationen, Radaranlagen, 
Wasserschutzgebieten, dem Landschaftsbild, Denkmalschutz oder im Forst-, 
Immissionsschutz-, Naturschutz-, Bau- oder Straßenrecht nur in Ausnahmefällen 
überwunden werden. Besonders im planungsrechtlichen Außenbereich, wenn keine 
Ausschlussplanung erfolgt ist, muss dem Vorrang der erneuerbaren Energien bei der 
Schutzgüterabwägungen Rechnung getragen werden. Öffentliche Interessen können in 
diesem Fall den erneuerbaren Energien als wesentlicher Teil des Klimaschutzgebotes nur dann 
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entgegenstehen, wenn sie mit einem dem Artikel 20a GG vergleichbaren 
verfassungsrechtlichen Rang gesetzlich verankert bzw. gesetzlich geschützt sind oder einen 
gleichwertigen Rang besitzen. Im planungsrechtlichen Außenbereich mit Ausschlussplanung 
ist regelmäßig bereits eine Abwägung zugunsten der erneuerbaren Energien erfolgt. Nach § 2 
Satz 3 EEG 2021 gilt Satz 2 nicht gegenüber Belangen zur unmittelbaren Sicherheit der 
Landes- und Bündnisverteidigung.  
 
16) EuGH, Urt. vom 4.5.2016 – C-346/14, Rn. 73.  
17) Vgl. EuGH, Urteil vom 10.7.1984, 72/83, Rn. 34.  
18) Europäische Kommission, Leitfaden „Entwicklung der Windenergie und Natura 2000“, 
Dezember 2012, S. 20. 
 
Entgegnung der Begründung zu § 2 EEG: 
 
Gewinnerzielungsabsicht und das sog. wirtschaftlichen Interesse ist ein Vorwand, 
da Windanlagen nur aufgrund des EEG-Höchstsatzgarantie errichtet werden, also 
ausschließlich subventionsgetrieben sind, selbst wenn gelegentlich für den Strom an 
der Börse geringe Werte gezahlt werde, doch fast immer weit unter dem garantierten 
Höchstsatz und immer häufiger ist der Windstrom Null wert oder sogar noch weniger. 
Dann muss der Produzent bzw. der Garant (der Bundeshaushalt) zusätzlich zum 
EEG-Höchstsatz auch noch den Wert hinzuzahlen der zwischen dem Wert Null und 
einem beliebigen Wert unter null erreicht, also im Minusbereich liegt. Das sind dann 
statt des Höchstwertes von 7,35 EurokWh plus Regionalzuschlag (Im Süden ca. 11.3 
CentkWh) weitere CentkWh. Bei einem Wert von minus 10CentkWh muss der 
Bundeshaushalt dann 21,35 CentkWh zahlen.  
 
Windanlagen könne faktisch nichts bzw. nur geringe Beiträge zwecks Erreichung 
der energiepolitischen Ziele des EEG sowie der Zielsetzung der Bundesregierung 
zum Klimaschutz und den Zielsetzungen der Europäischen Union im Energie- und 
Klimabereich beitragen, da u.a. Voraussetzung im Kohleausstieg durch die 
Kohlekommission systemisch die CO2-Zertifiklate gelöscht werden müssten, die den 
Mengen der geschlossenen Kraftwerke entsprechen. Das ist bis heute nicht erfolgt. 
Hinzu kommt, dass seit Beginn des EU-ETS am 01.01.2005 zahlreiche 
energieintensive Anlagen in Deutschland geschlossen wurden die Rohstoffe für 
Windanlagen herstellen und nun diese im Ausland hergestellt werden. Sowohl diese 
Verlagerungen wie auch die Produktion und Verarbeitung der Rohstoffe für 
Windanlagen findet inzwischen fast nur noch im Ausland statt und muss folglich den 
für Deutschland produzierten Windanlagen als Ressourcen- und CO2-Fussabdruck 
zugerechnet werden, siehe u.a. LieferkettensorgfaltspflichtenG, Scope – 3. Herr 
B.Bergt, MdB, verbreitet dazu, dass inzwischen 7 von 10 Teilen für Windanlagen aus 
China stammen. Die dadurch eintretenden Eingriffe in die Natur und Umwelt, 
Menschenrechte und Gesundheit der Menschen sowie Enteignungen, Umsiedlungen 
usw.  sowie deren CO2-Emissionen sind fast unbegrenzt hoch, auch und gerade weil 
sie im Ausland stattfinden, wo bekannterweise in der Regel weitaus geringere 
Umweltstandards gelten als in Deutschland. Folglich werden durch die dortige 
Produktion und Verarbeitung der Rohstoffe mehr Klimagase emittiert, als es in 
Deutschland gewesen wären. Eine solch offensichtliche Verlagerung durch die teuren 
Klimaschutzgesetze (KSG) darf natürlich nicht unbeachtet bleiben.  
 

Siehe beispielhaft Raubbau im Namen der Umwelt in Spiegel vom 30.10.21 Seite 8ff-.  
https://www.spiegel.de/wirtschaft/energiewende-wie-bodenschaetze-fuer-gruene-
technologien-ausgebeutet-werden-a-7c0a3f1e-26f6-4ed1-b936-a4082f09886e 
Siehe auch BVerwG, Urt. v. 04.05.2022 – 9 A 7.21 – Lückenschluss A 14 • Rn. 82: § 13 I 
1 KSG verlangt von der Planfeststellungsbehörde mit einem – bezogen auf die 
konkrete Planungssituation – vertretbaren Aufwand zu ermitteln, welche CO2-
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relevanten Auswirkungen das Vorhaben hat und welche Folgen sich daraus für die 
Klimaziele des KSG ergeben.  
BVerwG, Beschl. v. 22.06.2023 – 7 VR 3/23 – LNG Leitung • Rn. 39: Die Behörde hat 
die Pflicht, die zu erwartende Menge an Treibhausgasen, welche aufgrund des 
Projekts emittiert werden, zu ermitteln; nur bei unverhältnismäßigem Aufwand 
kommt eine Schätzung in Betracht. 
 

Dafür spricht auch die EU-EntwaldungsRiLi die zum 01.01.25 in Kraft treten sollte und 
deren Inkrafttreten auf Drängen der Industrie (auch der Windindustrie) zum 01.01.26 
verschoben wurde und die den CO2- Ermittlungsgrundsatz pp.  beim Erstkontakt (wie 
beim LieferkettensorgfaltspflichtenG und Scope-3) mit Rohstoffen beginnen lässt. 
 

Verordnung (EU) 2023/1115 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 31. Mai 2023 über die Bereitstellung bestimmter Rohstoffe und 
Erzeugnisse, die mit Entwaldung und Waldschädigung in Verbindung 
stehen, auf dem Unionsmarkt und ihre Ausfuhr aus der Union sowie zur 
Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 995/2010 (Text von Bedeutung für 
den EWR) 
 
Auf das Balsaholz für die Innenstruktur der onshore-Rotoren aus dem Amazonas-
Regenwald in Equador (nur dort kommen sie natürlich vor) trifft darauf zu. Pro heute 
übliche Rotoren von ca. 80m Länge sind ca. 50 Baumstämme erforderlich, der Rest 
des Baumes wird verbrannt. 
EU-weit einheitliche Regelungen für entwaldungsfreie Lieferketten 
https://www.bmel.de/DE/themen/wald/waelder-weltweit/entwaldungsfreie-
Lieferketten-eu-vo.html 
Entwaldungs - Richtlinie der EU  
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32023R1115 

 

Angesichts dessen ist nicht erkennbar, dass und ob Windanlagen im Rahmen der 

notwendigerweise gesamtheitlichen Betrachtung überhaupt einen Beitrag zur 

Linderung Klimaerwärmung leisten, aufgrund einer solchen Bilanz und vielfach hohen 

Emissionen und Ewigkeitslasten vielleicht sogar selbst Treiber der Klimaerwärmung 

sind. Jedenfalls, wenn überhaupt, ist der Gesamtaufwand zwecks Minderung von 

CO2 weit höher als die CO2-Kosten im Rahmen des EU-ETS aus 2005 oder des 

BEHG von 2020. Zudem hätte das BMWK das EEG längst in das EU-ETS integrieren 

können, wie es die EU seit 2004 wünscht, um eine übergreifende marktwirtschaftliche 

Lösung für alle Klimaziele zu erreichen. Auch dazu weigert sich das BMWK. 

Stattdessen hat es das EEG noch teurer und ineffizienter gemacht durch eine 25%ige 

Erhöhung des EEG-Höchstgarantiesatzes um 25% vom 27.12.22 auf seitdem 7,35 

CentkWh. Zuzüglich des regionalen Zuschlags ist die Subventionierung des 

Windstroms die teuerste seit 1991 und steht damit diametral der EU-Anforderung 

entgegen, die das EEG-Subventionssystem zuletzt im Dezember 2022 nur 

genehmigte, weil eine kontinuierliche Absenkung des Vergütungssystems 

vorgesehen war. Durch den Beschluss der BNetzA vom 27.12.22 – kurz nach dem 
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erteilten Bescheid der EU zum EEG - wird dem Bescheid der EU nicht mehr 

entsprochen. Das BMWK äußert sich bisher nicht dazu, dass dem nicht so ist  

 

Weil schon diese Voraussetzungen nicht vorliegen liegt die Errichtung von 

Windanlagen und ihr Betrieb nicht gleichzeitig in einem übergeordneten öffentlichen 

Interesse.  

 

Der Europäische Gerichtshof EuGH, Urt. vom 4.5.2016 – C-346/14, Rn. 73. hatte 

festgestellt, dass „die Förderung erneuerbarer Energiequellen, die für die Union von 

hoher Priorität ist, u. a. im Hinblick darauf gerechtfertigt [ist], dass die Nutzung dieser 

Energiequellen zum Umweltschutz und zur nachhaltigen Entwicklung beiträgt und zur 

Sicherheit und Diversifizierung der Energieversorgung beitragen und die Erreichung 

der Zielvorgaben des Kyoto-Protokolls zum Rahmenübereinkommen der Vereinten 

Nationen über Klimaänderungen beschleunigen kann“.  

 

Zunächst ist festzustellen, dass inzwischen nicht mehr das Kyoto-Protokoll gilt. Es gilt 

ausschließlich das Paris-Protokoll.  Ob die Entscheidung des EuGHs auf das Paris-

Protokoll anzuwenden ist wird infrage gestellt. Denn das Paris-Abkommen ist nicht 

verpflichtend. Es kann nur durch eine Selbstbindung des jeweiligen Staates 

verpflichtend werden. Die aber kann jederzeit aufgekündigt werden (siehe USA nach 

der Wahl von Trump zum US-Präsidenten).  

 

Wenn schon die Voraussetzungen eines „überragenden öffentlichen Interesses“ nicht 

vorliegen, können und dürfen staatliche Behörden dieses überragende öffentliche 

Interesse bei der Abwägung mit anderen Rechtsgütern nicht berücksichtigen. Dies 

betrifft jede einzelne Anlage einschließlich dazugehöriger Nebenanlagen, 

insbesondere bei Windenergieanlagen an Land. 

 

Auch sind inzwischen - seit der Gesetzesbegründung - die Ausbauziele sehr wohl 

erreicht, von heute knappem Flächen kann keine Rede mehr sein. Vielmehr sind im 

Rahmen der Regionalpläne in NRW und hier insbesondere des Regionalen Plans für 

den Bereich des RP Köln der Flächenbeiwert bereits überschritten. Auch deshalb 

entfällt ein überragendes öffentliche Interesse und den in der Gesetzesbegründung 

aufgezeigten Abwägungspflichten.  

 

Darüber hinaus dient der Ausbau der erneuerbaren Energien auch nicht der 

öffentlichen Sicherheit. Zwar macht Strom aus erneuerbaren Energien statt zur Zeit 
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der Gesetzesbegründung von rund 42 Prozent inzwischen weit über 50% des 

deutschen Stromverbrauchs aus, schwankend von fast Null bis zu ca. 100%. Bis 

2030 soll dieser Anteil auf mindestens 80 Prozent ansteigen, wie § 1 Absatz 2 

Nummer 1 EEG 2023 nach Artikel 2 dieses Gesetzes vor schreibt. Damit sollen die 

erneuerbaren Energien den weit überwiegenden Teil der Stromerzeugung abdecken. 

 

Hierzu stellt sich schon die Frage, ob die 80% belastbar definiert sind? Schon heute 

liegt der Strom aus EE in zahlreichen Stunden bei über 80%! 

 

Hiernach könnte schon deshalb § 2 EEG i.V.m. § 1 EEG (80%) erfüllt sein und das 

überragende öffentliche Interesse für weitere Anlagen entfallen  

 

Entscheidender ist aber § 1 EEG. Der lautet: 

 

 (1) Ziel dieses Gesetzes ist insbesondere im Interesse des Klima- und Umweltschutzes die 

Transformation zu einer nachhaltigen und treibhausgasneutralen Stromversorgung, die 

vollständig auf erneuerbaren Energien beruht. 

 

(2) Zur Erreichung des Ziels nach Absatz 1 soll der Anteil des aus erneuerbaren Energien 

erzeugten Stroms am Bruttostromverbrauch im Staatsgebiet der Bundesrepublik Deutschland 

einschließlich der deutschen ausschließlichen Wirtschaftszone (Bundesgebiet) auf mindestens 

80 Prozent im Jahr 2030 gesteigert werden. 

 

(3) Der für die Erreichung des Ziels nach Absatz 2 erforderliche Ausbau der erneuerbaren 

Energien soll stetig, kosteneffizient, umweltverträglich und netzverträglich erfolgen. 

 

Die Voraussetzungen für § 2 i.V.m § 1 EEG gemäß § 1 Abs. 3 EEG werden faktisch nicht 

erfüllt, da der Ausbau der erneuerbaren Energien weder stetig, insbesondere aber weder 

kosteneffizient, umweltverträglich oder netzverträglich erfolgen. Auch deshalb ist § 2 EEG 

nicht anwendbar. 

 

Die Windanlagen werden nicht kosteneffizient ausgeschrieben, errichtet und betrieben.  

Schon die Ausschreibungen der BNetzA unterscheidet bei ihren Ausschreibungen nicht nach 

der Leistungsklasse und den optional erreichbaren kWh pro Anlage. So produziert eine 

Anlage mit 4 MWh etwa bis 15 MillkWh , während eine 7,8 MW bis zu 24 MillkWh 

produzieren kann. Zudem ist bei der Höhe der Anlagen die ggfls. doppelte 

Windgeschwindigkeit zu beachten, die dann den bis zu achtfachen Stromertrag erreichen 

kann.  Beide Anlagentypen werden von der BNetzA aber gleich, also nicht differenziert 
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behandelt. Das führt zu einer erheblichen Übersubventionierung hoher und leistungsstarker 

Anlagen und damit zu überproportionalen Kostenineffizienz. Denn eine 7.8 MW-Anlage im 

Kreis Lippe kann gemäß Angaben des Projektierers bis zu 23,5 MillkWh im Jahr produzieren. 

Die EEG-Vergütung beträgt etwa 9,4 CentkWh (notw. Einzelfallbetrachtung gem. § 36h EEG 

muss hier dahinstehen) und die Anlage kostet incl. allem höchstens 6 bis 8 Mill Euro. Die 

durch die BNetzA zugesagte Garantievergütung beträgt dann bis zu 45 Mill Euro in 20 

Jahren: Schon nach 2 bis 3 Jahren sind die Kosten der Anlage bereits durch die 

Subventionen egalisiert. Es ist offensichtlich nicht kosteneffizient, wenn eine Anlage die etwa 

8 Mill Euro kostet eine Vergütung von bis zu 45 Mill Euro garantiert bekommt.  Maßstab und 

benchmark ist hier die durch die BNetzA laufend überprüfte Verzinsung für die ÜNB = 

Übertragungsnetzbetreiber, deren Rendite derzeit bei etwa 7 % liegt. Obige Kosten machen 

deutlich, dass die Subventionierung der Windanlagen das Vielfache dieser 7% beträgt. 

Schon mehr als das Doppelte dieser 7% dürfte gem. der Rechtsprechung des BGH 

sittenwidrig sein. Hier liegt die „Verzinsung“ im Sinne einer Subventionierung weit darüber. 

Sie ist damit wohl sittenwidrig, jedenfalls nicht kosteneffizient im Sinne von § 1 Abs. 3 EEG. 

 

Die Windanlagen werden auch nicht umweltverträglich produziert, errichtet und betrieben.  

Hier kann auf obige Ausführungen der Liefer– und Produktionsketten incl. Scope-3 

verwiesen werden  

 

Jedweder Verstoß gegen Umwelt- und Artenschutz vom Minnig bis zur Entsorgung kann 

einen Verstoß gegen eine Umweltverträglichkeit darstellen. Selbst eine Schutzregel in der 

Flächenplanung für örtliche Habitate geschützter Arten (Ausschluss wegen hartes 

Tabukriterium) ist keine vollständige Entlastung, da hierzu in gleicher Weise die 

Umweltverträglichkeit in der Liefer- und Produktionskette nachzuweisen ist für die Anlagen in 

für Windanlagen ggfls. in Betracht kommenden Gebieten. 

 

Insbesondere aber sind Windanlagen nicht mehr netzverträglich. Zwar ist es bisher zu 

keinem flächendeckenden „Black-out“ gekommen. Das aber ist vom Gesetz nicht gemeint. 

Vielmehr führt die wetterabhängige Produktion immer dann zu einer Spitzenproduktion aller 

Windanlagen, wenn der Wind weht. Umgekehrt zu solchen Zeiten, wenn kein Wind weht. 

Schon in 2023 mussten über 3 Mrd. Euro für versch. Redispatchmassnahmen aufgewendet 

werden, die als Netzentgelte den Strompreis erhöhen und damit schon gegen § 1 Abs. 3 

EEG „kosteneffizient“ verstoßen. Hinzu kommen die inzwischen viele tausende Eingriffe im 

Jahr durch die ÜNB, um das Netz stabil zu halten. Ohne diese in die Milliarden gehenden 

Maßnahmen wäre das Netz hoffnungslos überfordert, was wiederum die 

Netzunverträglichkeit des volatilen Windstroms unterstreicht, der nur durch weitere 
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notwendige Gaskraftwerke oder Batteriespeicher zwecks Ausgleiches der Volatilität 

aufgefangen werden kann. Gaskraftwerke wiederum sind durch die LNG-Produktionskette in 

den USA, Qatar o.ä. schädlicher als Kohlestrom.  

 
Siehe z.B. ZEIT vom 10.10.24 „Die Gaslüge“, siehe 
 

https://www.zeit.de/2024/43/erdgas-energiepolitik-klimapolitik-lobbyismus-forschung 
und 

https://www.spektrum.de/news/treibhausgasemissionen-fluessigerdgas-klimaschaedlicher-
als-kohle/2236749 

 
und Prof Howarth, „LNG führt uns in die falsche Richtung“ vom 22.07.22., der sogar das 

Verbrennen möglichst geringer Anteile Kohle für sinnvoller erachtet. 

https://energiewinde.orsted.de/koepfe-der-energiewende/robert-howarth-lng-methan-
erdgas-ukraine 

 

D.h. die grundsätzliche und physikalisch zwingende Netzunverträglichkeit des volatilen 

Windstroms kann nur durch immense technische wie finanzielle Maßnahmen ausgefangen 

werden. Schon dadurch verteuert sich der Windstrom überproportional. Hinzu kommen die 

Abschaltungen von Windanlagen, letztlich überwiegend begründet in der 

Netzunverträglichkeit des unvermeidbar volatilen Windstroms. Der kann auch nicht durch 

PV-Stromnetzverträglich gemacht werden, weil die Mengen von PV-Strom inzwischen selbst 

das Netz immer häufiges Überfordern. 

 

So waren die Strompreise am 13. Oktober 2024 für 16 Stunden negativ. Das war zumindest 

für das Jahr 2024 ein neuer Rekord. (Am 27. September waren die Strompreise bereits für 

11 Stunden negativ). Weitere zwei Stunden lagen die Strompreise bei null. 

 
 

 
https://www.agrarheute.com/sites/agrarheute.com/files/styles/lightbox/public/2024-
10/strompreise-spotmarkt.png?itok=xgeot251 
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Der weitere Zubau mit immer höheren und leistungsstärkeren Anlagen führt zu weiteren 

Netzunverträglichkeiten. Denn durch die doppelte Windgeschwindigkeit bei bis 300m 

Gesamthöhe und Leistungen von derzeit bis 8 MW und ab 2026 von onshore- Anlagen bis 

15 MW (derzeit im Probebetrieb mit ca. 72MillkWh p.a.) werden die Planungsgrundlagen des 

LANUV weit überschritten und damit auch die parallel Netzplanungen mit 4 bis höchstens 

5MW-Anlagen. Die aus heutiger und zukünftiger Sicht kleinen Anlagen von 4/5 MW-inst 

Leistung benötigten erheblich weniger Netzkapazitäten als die nun schon in der Anwendung 

und bald in der Praxis nutzbaren Groß-Anlagen. Für die gibt es aber weder heute noch 

zukünftig eine Netzplanung, noch genügend Netzkapazitäten. Damit steht einem 

Flächenbeiwert von mehr als 2% im Bereich der Regionalplanungern die kommende Größe 

der heute und zukünftigen Strommengen entgegen. Kein Netzengpass und dennoch eine 

Strommenge wie vom LANUV zugrunde gelegt und völlig ausreichend wäre ein 

Flächenbeiwert von ca. 1 %. Wenn auf dieser Fläche die Anlagen mit 7 MW und 250 bis 

300m Gesamthöhe und ihre in der 3. Potenz starken Strommengen errichtet würden wären 

die gesetzlichen Voraussetzungen eingehalten und Ziele zu erreichen.. Da aber auf den 2 % 

Flächen keine Beschränkungen der Anlagenhöhe oder der Leistungsstärke vorgesehen sind, 

und eben durch die vielen zusätzlichen Flächen darüber hinaus (aaO),  müssen die in 

Zukunft ertragsstärksten Anlagen in die Planung fließen. Deren Stromerträge aber sind so 

hoch, dass eine Netzverträglichkeit nicht mehr darstellbar ist. Es ist andererseits nicht 

gesetzeskonform beliebige Redispatchkosten hoch laufen zu lassen und damit die 

systemische Ineffizient  zu verstärken. Mithin ist die derzeitige unbeschränkte 

Anlagenentwicklung mit einem Flächenbeiwert von 2% sachlich und gesetzlich nicht 

vereinbar und damit auch die hier vorgelegte Gesetzesvorlage untauglich. 

 

Schließlich tragen Windanlagen onshore auch nicht zur Sicherheit und Diversifizierung der 

Energieversorgung bei. 

 

Inzwischen werden PV-Module zu über 80% aus China in importiert und über 50% der 

Anlagenteile für Windanlagen kommen aus China Herr B. Bergt, MdB-SPD, teilte als 

ehemaliger Mitarbeiter des Anlagenherstellers Nordex über den Wettbewerb mit, dass 

inzwischen 7 von 10 Teilen für Windanlagen aus China stammen. Das IW Köln schreibt von 

über 50% Anlagenteilen von Windanlagen aus China:  Hinzu kommt, dass Windanlagen 

gegenüber klassischen Kraftwerken eine um 2/3 geringere Lebenszeit haben und 

dementsprechend ein sehr viel kürzerer Anlagentausch durch eine neue Anlagengeneration 

stattfinden muss. Da die letzten AKW inzwischen abgeschaltet sind und die Kohle in Kürze 

folgt sind das vom Gesetz geplante wie geforderte Duopol Wind&PV schon in wenigen 

Jahren in Deutschland die einzigen Stromproduzenten. Das aber führt zwingend zu einer 
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kompletten. Jedenfalls weit höheren Abhängigkeit der Stromproduktion von China als 

Deutschland es bisher von Russland war. Ziel ist es aber die Abhängigkeit der 

Stromproduktion von externen Produzenten geringer zu gestalten. Das aber ist durch die 

geplante wie realisierte Anlagentechnik Wind&PV mit völliger Sicherheit nicht erreichbar. 

Damit steht die gesetzliche Anforderung der derzeit faktischen Entwicklung der Planung des 

RP Köln in Leverkusen diametral entgegen.  

 

Ein weiterer Zubau – hier durch die Flächenplanung - steht der gesetzlichen Regelung 

entgegen.  

 

Gleichzeitig werden konventionelle Anlagen durch den Kohle- und Kernenergieausstieg in 

einem erheblichen Umfang stillgelegt. Es ist fraglich, ob ohne den Zubau von volatilen 

Erneuerbare-Energien-Anlagen die Versorgung mit Strom dauerhaft gesichert werden kann. 

Der EuGH hat im Zusammenhang mit der Warenverkehrsfreiheit festgestellt, dass 

Energieerzeugnisse (in dem damaligen Fall Erdölerzeugnisse) wegen ihrer 

außerordentlichen Bedeutung als Energiequelle in der modernen Wirtschaft wesentlich sind 

für die Existenz eines Staates, da nicht nur das Funktionieren seiner Wirtschaft, sondern vor 

allem auch das seiner Einrichtungen und seiner wichtigen öffentlichen Dienste und selbst 

das Überleben seiner Bevölkerung von ihnen abhängen. Eine Versorgungsunterbrechung 

und die sich daraus für die Existenz eines Staates ergebenden Gefahren können somit seine 

öffentliche Sicherheit schwer beeinträchtigen. Diese Erwägungen sind auf die 

Stromversorgung nicht übertragbar, weil volatiler wetterabhängige EE. Strom völlig 

ungeeignet ist für das Funktionieren der öffentlichen Verwaltung, des Gesundheitssystems 

und Versorgung der Bevölkerung sowie für jegliche moderne Kommunikation. Zudem ist eine 

ständig zur Verfügung stehende Energieversorgung durch Erdölerzeugnisse in keinem Fall 

mit volatilen EE-Anlagen gleichzusetzen. Das wird schon dadurch plausibel, dass EE-

Anlagen zwecks Zielerreichung zwingend auf eine erhebliche Anzahl von ca. 50 

Gaskraftwerke angewiesen sind um eine Versorgungssicherheit zu erreichen. Der 

Methangehalt und –schlupf über einen LNG-Import führt aber zu Klimagasemissionen, dass 

sogar die Braunkohle mit BoA-Technik klimagünstiger ist. Gleiches gilt für parallele 

Batterietechnik mit immensen Eingriffen in die Natur und zum Nachteil der Menschen. 

Außerdem werden in beiden Fällen derart große Mengen Klimagase emittiert die sich die 

Windanlagen nicht nur zurechnen lassen müssen, sondern Klimagasminderungen in 

Richtung Klimaneutralität durch den Betrieb von Windanlagen im Lichte ihrer 

Produktionsketten (aaO) ausgeschlossen sind. 
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Ob sodann die Europäische Kommission zurecht festgestellt hat, ohne obige Bedenken 

abzuwägen, dass Windparks im Interesse der Volksgesundheit oder öffentlichen Sicherheit 

stehen und deshalb Ausnahmen vom Artenschutz möglich sind stehen obige Überlegungen 

entgegen. Die Definition der erneuerbaren Energien als im überragenden öffentlichen 

Interesse und der öffentlichen Sicherheit angeblich dienend kann im Fall einer Abwägung 

nicht dazu führen, dass das besonders hohe Gewicht der erneuerbaren Energien 

berücksichtigt werden muss. Die erneuerbaren Energien können daher nach § 2 Satz 2 EEG 

2021 bis zum Erreichen der Treibhausgasneutralität (die faktisch sowieso nicht erreichbar ist, 

und das Gesetz nicht realisierbare Ziele vorgibt und sich damit selbst infrage stellt) nicht als 

vorrangiger Belang in die Schutzgüterabwägung eingebracht werden. Dazu gilt folglich, dass 

die erneuerbaren Energien damit im Rahmen von Abwägungsentscheidungen u. a. 

gegenüber seismologischen Stationen, Radaranlagen, Wasserschutzgebieten, dem 

Landschaftsbild, Denkmalschutz oder im Forst-, Immissionsschutz-, Naturschutz-, 

Bau- oder Straßenrecht nur in Ausnahmefällen privilegiert sind.  

 

 

 

 

Pflicht zur Beibehaltung des § 36 Abs. 3 LPlanG 

 

Besonders im planungsrechtlichen Außenbereich, wenn keine Ausschlussplanung erfolgt ist, 

muss dem Vorrang der erneuerbaren Energien bei der Schutzgüterabwägungen im Lichte 

obiger Darlegungen inzwischen nicht mehr Rechnung getragen werden. Öffentliche 

Interessen können in diesem Fall den erneuerbaren Energien als wesentlicher Teil des 

Klimaschutzgebotes nur dann entgegenstehen, wenn sie mit einem dem Artikel 20a GG 

vergleichbaren verfassungsrechtlichen Rang gesetzlich verankert bzw. gesetzlich 

geschützt sind oder einen gleichwertigen Rang besitzen. Das ist beim Artenschutz im 

Sinne des Vertrags von Montreal des IPBFES mit 30% Schutzgebieten im Sinne von Art 20a 

GG der Fall. Im planungsrechtlichen Außenbereich mit Ausschlussplanung kommt eine 

Abwägung zugunsten der erneuerbaren Energien nur ausnahmsweise in Betracht.  

 

Besorgniserregend allerdings, dass Deutschland seine 30% Schutzgebiete noch nicht 

gemeldet hat, wiewohl eine vergleichbare Struktur und Pflichten wie das IPPC. 

 

Siehe Bericht im Spiegel vom 15.10.24 
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https://www.spiegel.de/wissenschaft/natur/umweltschutz-mehrheit-der-laender-

vernachlaessigt-verpflichtungen-zum-schutz-der-natur-vor-biodiversitaetsgipfel-a-8d149125-

2eff-42c6-8323-47e44cf678a6?sara_ref=re-so-app-sh 

 

Weitere Bedenken ergeben sich aus Artikel 292 der Empfehlung (EU) 2024/612 der 

Kommission vom 18. Dezember 2023 (vom 07.03.2024), wonach Deutschland erst am 3. 

November 2023 den Entwurf eines aktualisierten integrierten nationalen Energie- und 

Klimaplans vorgelegt hat. Dies hätte vor dem 30. Juni 2023 sein müssen. Aufgrund der 

verspäteten Einreichung hat die Europäische Kommission sie nicht genehmigt, so dass die 

Gültigkeit der aktuellen Flächenausweisungen infrage steht. 

 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/NL/TXT/?uri=CELEX:32024H0612 

 

 

Das IPBES Abkommen vom 19.12.22 in Montreal  

Klimaschutz, Biodiversität und soziale Gerechtigkeit müssen zusammengedacht 

werden, fordern der Weltbiodiversitätsrat IPBES (Intergovernmental Science-Policy Platform 

on Biodiversity and Ecosystem Services) und der Weltklimarat IPCC (Intergovernmental 

Panel on Climate Change) schon 2021. 

Anpassung an den Klimawandel gelingt nur durch den Erhalt der noch vorhandenen 

natürlichen Lebensräume.  

Im Rahmen der Regionalplanung sollten prioritär verpflichtend 30%-Schutzgebiete u. 

a. gemäß EU-Vorgabe (Green-Deal von 2020) wie auch zusätzlich durch den Vertrag 

mit dem IPBES von Montreal COP 15 vom 19.12.22 ausgewiesen werden, bevor 

Standorte für Windenergieanlagen in Betracht kommen und konkretisiert werden.5  

Im Lichte dieser internationalen Verpflichtungen sollten und müssen die 

Landschaftsschutzgebiete usw effektiv unter Schutz gestellt und nicht für die 

Errichtung jeglicher Form von Industrieanlagen wie Windindustrieanlagen von bis 

300m Höhe und überstrichenen Rotorflächen von 20.000 bis 30.000qm geöffnet 

werden. Insoweit ist die Bundesvorgabe betr. 1,8% Flächen nachgeordnet gegenüber 

int. Verpflichtungen. Andernfalls würde Deutschland vorsätzlich int. Verpflichtungen 

brechen. Dazu gehört als verantwortliche Behörde für die Flächen-Umsetzung auch 

der RP Köln.  Bis 2030 gibt es nur noch diese letzte Gelegenheit mit dieser Planung 

                                                           
5 https://www.bmuv.de/pressemitteilung/montreal-moment-fuer-die-natur 
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bzw um diese Ziele zu sichern. Auch das verlangt das OVG NRW in seiner 

Entscheidung vom März (aaO.) abzuwägen. 

Denn die relevanten Flächen von 30% auszuweisen hat sich Deutschland gem. des Vertrags 

von Montreal vom 19.12.22 bis 2030 verpflichtet. Weder Bund noch Land noch der RP als 

ausführendes Organ können sich dieser internationalen Verpflichtungen entziehen. 

Da die Ziele des Artenschutzes als Garant unserer Lebensgrundlagen höherrangig sind als 

die Klimaziele, Art 20a GG, sind wegen der Grundlagenfunktion der Arten und der 

Biodiversität für das menschliche Leben diese Ziele von „überragendem globalen 

Überlebens-Interesse“, wohingegen die Klimaziele durch Windanlagen in § 2 EEG „nur“ von 

„überragendem öffentlichen Interesse“ sind, zumal eine „Anpassung“ an das Klima von 

wachsender Bedeutung ist und der Erhalt unserer Lebensgrundlagen schon denklogisch 

vorgehen muss. Insoweit bestehen bereits Bedenken an der Interessendefinition des § 2 

EEG, siehe oben. 

Zudem gibt es nach Ausführungen der BNetzA und des BMWK keine Gasmangellage mehr, 

so dass die Voraussetzungen der sog. NotfallVO und dessen einschränkenden Folgen für 

Mensch und Natur umgehend zu beenden sind. 

Der Zustand von Ökosystem hat sich zudem weiter verschlechtert: Der Sachverständigenrat 

SRU fordert von Deutschland ein rasche Weichenstellung für Renaturierung. Deutschland 

muss nach Einschätzung des Sachverständigenrats für Umweltfragen auf nationaler Ebene 

rasch die Weichen für eine Wiederherstellung der Umwelt stellen - unabhängig vom 

stockenden Gesetzgebungsprozess auf EU-Ebene.  

Der Zustand vieler Ökosysteme hierzulande habe sich weiter verschlechtert, daher müsse 

die „verbliebene Natur nicht nur geschützt, sondern ihr Zustand auch aktiv wieder verbessert 

werden“, heißt es in der Stellungnahme des Beratergremiums der Bundesregierung. 6 7 

Mit der EU-Biodiversitätsstrategie haben sich die europäischen Staaten verpflichtet, 30 

Prozent der Landes- und Meeresfläche unter verbindlichen Schutz zu stellen, einschließlich 

eines „Verschlechterungsverbots“. Ein Drittel davon, 10 Prozent, sollen streng geschützt 

werden. Die Umsetzung soll bis zum Jahr 2030 erfolgt sein.  

Das BMUV schreibt8: „Die Natur ist es nicht nur aus sich selbst heraus wert, 

geschützt zu werden. Die biologische Vielfalt und eine intakte Natur sind die 

Grundlagen für das Leben der Menschen, für unsere Lebensqualität und Gesundheit. 

Biologische Vielfalt umfasst den Reichtum an Pflanzen, Tieren, Pilzen und 

                                                           
6 https://www.tagesspiegel.de/politik/zustand-von-okosystem-weiter-verschlechtert-sachverstandigenrat-fordert-von-deutschland-rasche-
weichenstellung-fur-renaturierung-11543420.html 
7 https://www.umweltrat.de/DE/Home/home_node.html 
8 https://www.bmuv.de/themen/naturschutz/allgemeines-und-strategien/ueberblick-allgemeines-/-strategien 
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Mikroorganismen ebenso wie die Vielfalt an Lebensräumen und Erbanlagen. Schutz 

und nachhaltige Nutzung von Natur und biologischer Vielfalt sichern langfristig die 

Bedürfnisse heutiger und zukünftiger Generationen. Nur wenn das Naturkapital 

geschützt und erhalten wird, kann es auch künftig wichtige Ökosystemleistungen für 

die Menschen erbringen.  

Trotz vielfacher nationaler, europäischer und internationaler Gegenmaßnahmen 

schwindet die Biologische Vielfalt weltweit in dramatischem Ausmaß. Das ist nicht nur 

aufgrund des Eigenwertes der Natur Besorgnis erregend. Die Biodiversität ist auch 

Grundlage unserer Existenz. Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 

nukleare Sicherheit setzt sich daher mit aller Kraft dafür ein, den Schutz der 

biologischen Vielfalt national, in der EU und weltweit entscheidend voranzubringen 

und das UN-Übereinkommen über die biologische Vielfalt umzusetzen….Der Umbau 

unseres Energiesystems verändert Landschaften und beeinflusst die Natur. Die 

Energiewende muss deshalb naturverträglich gestaltet werden…“ 

 

Auch die in der Mitte des Jahres durch die EU verabschiedete RenaturierungsRiLi 

unterstreicht das Vorhergesagte. Wichtiger aber ist die immanent gar nicht erst eintretende 

Verschlechterung der Natur, damit es einer Renaturierung gar nicht erst bedarf. Denn keine 

zerstörte Natur kann wieder in ihren ursprünglichen Zustand in gleicher biodiversitärer 

Qualität zurück versetzt werden. 

Dem entsprechend kommt dem Erhalt – oder sogar Vergrößerung – der vorhandenen 

Schutzgebiete und Naturräume allergrößte Bedeutung zu und begründet eine 

besondere Verpflichtung für die Gemeinde Leverkusen wie auch den Kreis Minden-

Lübbecke. 

Da im Kreis Minden-Lübbecke gegenwärtig nur ca. 20% der Kreisfläche rechtskräftige LSG 

sind, liegt der Kreis weit unter dem Landesdurchschnitt von 45% und unterhalb der int. 

Verpflichtungen gem. EU und Montreal 

Ausführungen zur besonderen Flächensituation im Umfeld von…. 
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Schutzgebiete und Flugkorridore müssen deshalb für die konfliktträchtigen 

Windanlagen geschlossen bleiben.  

Denn Schutzgebiete sollen die Wiederbesiedlung der weitgehend durch überzogene 

Nutzung verödeter Kulturlandflächen ermöglichen. 

Die Umsetzung der Nationalen Strategie zur biologischen Vielfalt (NBS) wird seit 2011 durch 

das Bundesprogramm Biologische Vielfalt unterstützt.9 Dabei kommt der 

Erhaltung/Schaffung von Biotopverbünden (z.B. auch in Form der Erhaltung von 

Flugkorridoren) große Bedeutung zu. Biotopverbünde sind das beste Mittel, um die 

Vielfalt zu erhalten und sogar zu erhöhen. 

Die ehemalige Bundesumweltministerin Svenja Schulze: „Damit Tiere und Pflanzen aus-

reichend Lebensraum finden und sich auch in neuen Lebensräumen etablieren können, 

brauchen sie zusammenhängende Gebiete. Nur so können ihre Populationen dauerhaft 

bestehen bleiben. Deshalb ist ein Ziel der Nationalen Strategie zur Biologischen Vielfalt, 

ein funktionsfähiges System vernetzter Biotope zu schaffen.  

Dabei kommt es auf die Kommunen an, die wir dabei unterstützen wollen, Biotope 

miteinander zu vernetzen und so zu sichern.“ 

Ex-BfN-Präsidentin Prof. Dr. Beate Jessel: „Ein bundesweiter Biotopverbund kann nur 

durch das gemeinsame Engagement vieler Akteure erreicht werden. Deshalb ist es 

so wichtig, dass das Projekt bei den Kommunen selbst ansetzt: Städte und 

Gemeinden werden dabei unterstützt, Maßnahmen zum Biotopverbund 

beispielhaft in die Tat umzusetzen.“ 

Auch Angela Merkel hat als Bundeskanzlerin Deutschland ausdrücklich dazu verpflichtet, 

den Lebensraum von Tieren und Pflanzen besser zu schützen. Die Anstrengungen müssten 

hochgefahren werden, um biologische Vielfalt zu wahren, mahnte Merkel beim EU-Gipfel 

BIODIVERSITÄT „One Planet“ am 11.1.2021. Das müsse nicht irgendwann, sondern jetzt 

geschehen. Deutschland verpflichtete sich, bis 2030 jeweils 30 Prozent der Land- und 

Meeresflächen unter Schutz zu stellen.10  

Die EU-Kommission hat Deutschland wegen jahrelanger Verstöße gegen geltendes 

Naturschutzrecht vor dem Europäischen Gerichtshof (EuGH) verklagt. Unter anderem habe 

Deutschland eine bedeutende Anzahl von Gebieten immer noch nicht als besondere 

Schutzgebiete ausgewiesen. 

                                                           
9 https://biologischevielfalt.bfn.de/bundesprogramm/ueberblick.html 
10 http://www.undekade-tagung.de/ 
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"Wir brauchen eindeutig eine großangelegte Renaturierungskampagne in Europa", sagte der 

EEA-Experte Carlos Romao. "Das ist ein Muss nicht nur für die Biodiversität, sondern 

auch zur Bekämpfung des Klimawandels." 11 

Noch besser ist es allerdings die Natur von vornherein so zu schützen, dass es einer 

späteren Renaturierung nicht bedarf. 

Der Erhalt der Biodiversität ist gemäß dem Bericht des IPCC eine der wichtigsten 

Maßnahmen zur Abmilderung der Effekte des Klimawandels. Das sechste Artensterben ist 

global in vollem Gange – nicht primär ausgelöst durch den Klimawandel, sondern durch 

Raubbau, verstärkte Nutzung naturnaher Flächen, Nutzungsumwidmung, auch für die 

Energiewende in den für die benötigten Rohstoffe missbrauchten Ländern und deren Natur 

und Arten sowie häufig Indigenenrechte  sowie in Deutschland durch die geringe 

Energiedichte von PV&Windanlagen und folglich hohe Flächeninanspruchnahme. Mit dem 

Schutz von Habitaten und gefährdeten Arten lässt sich eben kein Geld verdienen. 

Der Bericht des Bundesamtes für Naturschutz (BfN) vom Februar 201912 äußert sich sehr 

besorgt über den Einfluss „Erneuerbarer Energien“, insbesondere der Windkraft, auf die 

Artenvielfalt in Deutschland. „Die Energiewende versetzt Naturschützer in Alarmstimmung. 

Arten sterben.“ kommentiert die FAZ13 den Bericht.  

Das BfN stellt schon 2019 (FAZ 14.02.2019) besorgt fest, dass bereits  jedes 4. Windrad in 

einem Schutzgebiet steht. Das dürfte heute noch ein noch beunruhigendes Verhältnis sein. 

Das BfN fordert hier ein Umdenken: Die Energiewende muss natur- und umweltverträglich 

erfolgen. Eine wichtige Rolle spielen dabei ein effizienter Umgang mit der Fläche und die 

Berücksichtigung der jeweiligen landschaftlichen Gegebenheiten.  

Dabei könnten die heute und morgen üblich gewordenen Anlagen mit ca. 250m Höhe 

und 7 MW plus x inst. Leistung selbst dann erhebliche Auswirkungen auf die 

Landschaft haben, wenn sie außerhalb von Schutzgebieten stünden.  

Solche geschützten Gebiete sind aber dringend nötig, denn bereits ein Drittel der in 

Deutschland vorkommenden Tier- und Pflanzenarten steht auf der Roten Liste und ist damit 

im Bestand gefährdet. Der weitere Zubau verdichtet die noch freien Räume und Habitate 

zwangsläufig.  

Die Auswirkungen der Windkraft auf den Bestand von Insekten, Fledermäusen, Greifvögeln, 

Zugvögeln und besonders schutzwürdige Arten ist vielfach beschrieben, ist abzuwägen und 

braucht hier deshalb nicht weiter thematisiert werden. 

                                                           
11 https://www.dw.com/de/eea-umweltagentur-natur-in-europa-ist-bedroht/a-55326963 
12  BfN (Bundesamt für Naturschutz). Erneuerbare Energien Report. Die Energiewende naturverträglich gestalten! Bonn - Bad Godesberg 
Februar 2019 
13 F.A.Z. vom 14.2.2019: Jedes vierte Windrad steht im Schutzgebiet 
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Solange die von Deutschland gem. Vertrag von Montreal sowie des EU-Green Deal von 

2020.übernommene Verpflichtung 30%-Flächen spätestens bis 2030 als besonders 

geschützt auszuweisen nicht ausgewiesen sind, ist die Flächenplanung/Regionalplanung für 

Windanlagen gem. § 36 LPlG NRW auszusetzen.. 

 

Weitere Flächenausweisungen zugunsten von Windflächen außerhalb der 

Regionalplanungen erweisen sich als rechtswidrig.  

 

Die Verpflichtung der Ausweisung dieser 30% ergibt sich aus dem übergeordneten Recht der 

EU und kann bzw. muss im Lichte der Missachtung dieser Vertragspflichten zur Klage gegen 

Deutschland führen. 

 
 
 
Da der Gesetzesvorschlag auf all diese Voraussetzungen keine Antwort hat, die 

Streichung des § 36 Abs. 3 LPlanG aber obigen Darlegungen gemäß entgegen steht, 

ist der Gesetzes entwurf abzulehnen. 

 
 
 
 


